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Vorwort 
Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser! 

Die Anforderungen an Menschen, die eine Gemeinde führen und für sie verantwortlich 
sind, steigen mit jedem Jahr. Gerade in den letzten zehn bis 15 Jahren sind diese Auf-
gaben in einem Ausmaß gewachsen, die allen beteiligten Gemeindeorganen höchste 
Professionalität und großes Sachwissen abverlangen. Die Größe einer Gemeinde spielt 
dabei nur eine untergeordnete Rolle. Oft sind sogar die Anforderungen an die Organe 
von kleinen Gemeinden deutlich höher, weil sie nicht nur den Gesamtüberblick über  
den Haushalt der Gemeinde haben müssen, sondern aufgrund geringer personeller  
Ressourcen auch für viele Details der Haushaltsführung zuständig sind.  

Im letzten Jahr sind dabei auch zahlreiche Fehlentwicklungen auf kommunaler Ebene 
an die Öffentlichkeit gelangt. Im guten Glauben Gelder der Gemeinde gewinnbringend 
veranlagen zu müssen, sind einige Gemeinden den Versprechungen findiger Banken 
und Investmentberater erlegen. Das Ergebnis ist bekannt. Die Zeit ist daher reif, eine 
Publikation wie diese aufzulegen, die in allen Details darüber Auskunft gibt, wo die Ver-
antwortlichkeit von Gemeindeorganen für die Haushaltsführung beginnt und auch wo 
sie endet. 

Die Gemeinden und ihre Mitarbeiter/innen stehen unter einem hohen Verantwortungs-
druck, vor allem auch der eigenen Bevölkerung gegenüber. Die Aufmerksamkeit der 
Menschen, aber letztlich auch der Medien, für eine sorgsame und gewissenhafte 
Haushaltsführung steigt von Jahr zu Jahr. Nicht zuletzt gibt es auch starke politische 
Kräfte, deren Ziel es ist, eine weitere Kontrollinstanz für Gemeinden einzuziehen, obwohl 
das Netz der Kontrolle nirgendwo dichter ist, als bei den Gemeinden.  

Mit dem vorliegenden Band wollen wir jenen, die auf Gemeindeebene Verantwortung für 
Budget und Haushaltsführung tragen, Hilfestellung leisten. Wir wollen daran erinnern, 
wo genau die Verantwortlichkeiten liegen und in welchen konkreten Bereichen besonde-
re Vorsicht und Aufmerksamkeit geboten ist.  
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Mein Dank gilt dem Autor, Mag. Lukas Held, der als Rechtsanwalt in Graz tätig ist und 
sehr anschaulich mit vielen konkreten Beispielen und Fällen die Gefahren, die Stol-
persteine und die Notwendigkeiten bei der Haushaltsführung einer Gemeinde darstellt. 
Es ist ein Privileg, dass wir für die RFG-Schriftenreihe immer höchstklassige und außer-
ordentlich kompetente Autoren finden, die den Gemeinden konkrete und verständliche 
Handlungsanleitungen zur Verfügung stellen.  

Ich hoffe, dass der vorliegende Band der RFG-Schriftenreihe für Sie von Interesse ist 
und in Ihrer Gemeinde zum Einsatz kommt.  

Herzlichst, 

 

Generalsekretär 
vortr. Hofrat Dr. Robert Hink 

 Präsident 
Bgm. Helmut Mödlhammer 

 
 

Wien, April 2009 
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1.1.2 Regelung durch den Landesgesetzgeber 

Wie bereits erwähnt, hat gem Art 115 Abs 2 erster Satz B-VG die Landesgesetzge-
bung, soweit nicht ausdrücklich eine Zuständigkeit des Bundes festgesetzt ist (siehe 
Art 116 a Abs 2, Art 118 Abs 7 und Art 119 a Abs 3 B-VG), das Gemeinderecht nach den 
Grundsätzen der Art 116 – 119 a B-VG zu regeln. 

Es steht dem Landesgesetzgeber grundsätzlich frei, Bestimmungen der Gemeindeorga-
nisation als Landesverfassungsgesetz oder als einfaches Landesgesetz zu erlassen.1 
Deshalb haben die Länder die betreffenden Regelungen in den sog „Gemeindeord-
nungen“ getroffen und haben viele Länder weiters grundsätzliche Regelungen über die 
Gemeinden auch in ihre Landesverfassungen aufgenommen (zB NÖ: Art 57 ff L-VG, 
OÖ: Art 65 ff L-VG und Sbg: Art 51 ff L-VG, nicht jedoch die Steiermark). Zum Teil in un-
terschiedlicher Weise, aber auch durch Wiederholung der Gemeindeverfassungsgrund-
sätze aus den Art 115 – 120 B-VG. 

1.1.3 Ausführungsgesetzgebung der Länder 

Die Landesgesetzgebung hat das Gemeinderecht gemäß Art 115 Abs 2 B-VG nach den 
Grundsätzen der Art 116 – 119 a B-VG zu regeln. In Angelegenheiten des Gemeinde-
rechts steht die Ausführungsgesetzgebung daher nicht im Ermessen der Länder, son-
dern ist dies deren Pflicht.2 Den in Art 116 – 119 a B-VG aufgestellten Grundsätzen der 
Gemeindeorganisation darf in den Ausführungsgesetzen nicht widersprochen wer-
den. Eine Grundsatzwidrigkeit würde etwa dann vorliegen, wenn die Gemeinderechts-
grundsätze nicht vollständig ausgeführt oder die Grundsätze durch die Ausführungsge-
setze in ihrer rechtlichen Wirkung eingeschränkt worden sind. 

Dem Landesgesetzgeber ist es weiters verwehrt, den eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinden einzuschränken oder über die in Art 118 Abs 2 und 3 B-VG angeführten An-
gelegenheiten hinaus auszudehnen.3 Da sich die Zuständigkeit des Landesgesetz- 
gebers für die gesetzlichen Regelungen des Gemeinderechts aus der Sonderkompe-
tenz des Art 115 Abs 2 erster Satz B-VG ableitet, ist eine über die Grundsätze der 
Art 116 – 119 a B-VG hinausgehende Regelung des Gemeinderechts dem Landesge-
setzgeber versagt. Unterschiedliche Regelungen der Landesgesetzgeber zum Ge-
meinderecht in den einzelnen Bundesländern sind diesen jedoch nicht verwehrt.4 

1.1.4 Der eigene Wirkungsbereich der Gemeinden 

Der eigene Wirkungsbereich wird im B-VG mit der Generalklausel des Art 118 Abs 2 
B-VG beschrieben. Dieser umfasst alle Angelegenheiten, die im „ausschließlichen oder 
überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft ge-

                       
1 Neuhofer, Gemeinderecht2 (1998) 24. 
2 Neuhofer, Gemeinderecht2 28. 
3 IdS VfSlg 5415/1966 ua. 
4 Gem VfSlg 11979/1989, 8247/1978, 8934/1980 liegen unterschiedliche landesgesetzliche Regelungen im Wesen des 

Bundesstaates und sind als solche kein Verstoß gegen das Gleichheitsgebot. 



 1.  Grundlagen des Gemeinderechts 

 Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG] 12 

legen“ und außerdem „geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen 
Grenzen besorgt zu werden“.5 

Art 118 Abs 3 B-VG zählt in der Folge, demonstrativ, einige Angelegenheiten auf, die je-
denfalls zum eigenen Wirkungsbereich gehören. Dazu zählen zB 

► die Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 
Wahlbehörden; 

► die Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausübung der Diensthoheit unbe-
schadet der Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungs-
kommissionen; 

► die Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Gemeindeaufgaben; 

► die örtliche Sicherheitspolizei; 

► die örtliche Veranstaltungspolizei; 

► die Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde, 

► die örtliche Straßenpolizei; 

► die Sittlichkeitspolizei.6 

Die Gesetze haben derartige Angelegenheiten eindeutig als solche des eigenen 
Wirkungsbereichs der Gemeinde zu bezeichnen.7 Nach der Rechtssprechung des 
VfGH8 dürfen die im eigenen Wirkungsbereich zu besorgenden Angelegenheiten nicht 
mit „abstrakt formulierten Tatbeständen“ umschrieben werden. Die Bezeichnung 
muss vielmehr konkret in den die einzelnen Materien regelnden Gesetzen, zB in der 
Bauordnung oder in der Straßenverkehrsordnung, erfolgen.9 

Die zuständigen Gemeindeorgane sind bei der Besorgung der Angelegenheiten des ei-
genen Wirkungsbereichs an keine Weisungen von außen gebunden.10 Die Gemeinde-
autonomie bedeutet allerdings keine Freistellung vom Legalitätsprinzip (Art 18 B-VG). 
Die Gemeinde hat trotzdem die Gesetze und Verordnungen des Bundes und der Länder 
zu beachten. 

1.1.4.1 Gemeindeselbstverwaltung 

Selbstverwaltung bedeutet, dass Gemeinden ihre Angelegenheiten in autonomer Wei-
se, dh selbstständig entscheidend und in eigener Verantwortung, durch ihre Organe 
besorgen können. Sie können zB, als „selbstständiger Wirtschaftskörper“, im Rahmen 
der allgemeinen Gesetze Vermögen aller Art besitzen und wirtschaftliche Unterneh-

                       
5 Art 118 Abs 2 B-VG. 
6 Art 118 Abs 3 lit 1 – 11 B-VG. 
7 Art 118 Abs 2 zweiter Satz B-VG. 
8 VfSlg 5409/1966, 9722/1983 ua. 
9 Oberndorfer in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Das österreichische Gemeinderecht (2008) 1. Teil Rz 66 f; vgl Neuho-

fer, Gemeinderecht2 31 dieser führt jedoch auch Gegenmeinungen von Kinzel und Schütz an. Nach deren Meinung 
hat die Bezeichnung nach Art 118 Abs 2 zweiter Satz B-VG nur deklaratorischen Charakter. 

10 Art 118 Abs 4 B-VG. 
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mungen betreiben.11 In der Hoheitsverwaltung besteht eine strenge Bindung an das 
Gesetz, das Verwaltungshandeln muss ausreichend vorher bestimmbar sein. 

1.1.4.2 Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit 

Aus Art 119 a Abs 2 B-VG kann die Verpflichtung der staatlichen Verwaltung zur 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit abgeleitet werden.12 An diese 
Grundsätze muss sich die Gemeinde immer halten, auch im Bereich ihrer selbstständi-
gen Wirtschaftsführung. Auch in den Gemeindeordnungen findet man diese Grundsätze; 
entweder mit der selben Formulierung (zB § 71 Abs 1 stmk GdO oder § 68 Abs 2 oö 
GdO) oder aber die Vermögensgebarung ist zumindest dem Gebot der Wirtschaftlichkeit 
unterstellt (§ 62 Abs 2 bgld GdO). 

1.1.5 Übertragener Wirkungsbereich 

Neben dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde besteht der übertragene Wir-
kungsbereich.13 Hier werden die Organe der Gemeinde im Auftrag und nach den Wei-
sungen des Bundes bzw des Landes tätig. Sie besorgen dabei Verwaltungsgeschäfte 
des Bundes oder der Länder. Grundsätzlich ist der Bürgermeister das Organ des über-
tragenen Wirkungsbereichs. Er kann aber gem Art 119 Abs 3 B-VG einzelne Angelegen-
heiten anderen Organen übertragen. Somit ist der Bürgermeister, je nach kompetenz-
rechtlicher Zuordnung, funktionell entweder Bundes- oder Landesbehörde. Der Bürger-
meister untersteht dabei der Weisungsgewalt der übergeordneten Behörde. 

1.2 Organe der Gemeinde 
1.2  Organe der Gemeinde 

Wie jede andere juristische Person kann die Gemeinde nicht selbst handeln. Sie 
braucht dafür Organe, die für sie handeln. Art 117 Abs 1 B-VG bestimmt die Organe, die 
in einer Gemeinde jedenfalls vorgesehen werden müssen. Dies sind  

► der Gemeinderat, 

► der Gemeindevorstand (Stadtrat) 

► und der Bürgermeister. 

Weiters kann der Landesgesetzgeber als Gemeinderechtsgesetzgeber, weitere Organe 
für den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde einrichten.14 Diese müssen nicht bun-
deseinheitlich sein. Dem Bundesgesetzgeber ist hingegen die Einrichtung solcher Ge-
meindeorgane versagt, da gem Art 115 Abs 2 erster Satz B-VG die Landesgesetzge-

                       
11 Art 116 Abs 2 B-VG. 
12 Thunhart, Vertretungsregeln im Gemeinderecht (2000) 83 führt an, dass die in Art 126 b Abs 5 B-VG festgelegten 

Maßstäbe der Rechnungs- und Gebarungskontrolle zweifellos als allgemeine Grundsätze für die gesamte staatliche 
Verwaltung zu verstehen sind. Auch in Art 119 a Abs 2 B-VG wird verlangt, dass das Land die Gebarung der Ge-
meinden auf die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit überprüfen muss. 

13 Art 119 B-VG. 
14 IdS VfSlg 13.304/1992, 13.335/1993; Steiner in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Das österreichische Gemeinderecht 

(2008) 9. Teil Rz 3. 
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bung das Gemeinderecht zu regeln hat. Detaillierte Regelungen zu den zwingenden bzw 
fakultativen Organen der Gemeinde und deren jeweiligem Wirkungskreis finden sich in 
den Gemeindeordnungen (so zB § 14 ff und §§ 43 ff stmk GdO). 

Im übertragenen Wirkungsbereich werden die Angelegenheiten, nach Art 119 Abs 2 
erster Satz B-VG, vom Bürgermeister besorgt. An diese Bestimmung ist der Landesge-
setzgeber als Gemeinderechtsgesetzgeber gebunden. Er darf daher kein anderes Ge-
meindeorgan für die Besorgung von Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbe-
reichs schaffen. 

Entsprechend dem bundesverfassungsgesetzlichen Grundsatz des Art 20 Abs 1 B-VG 
führen die Verwaltung der Gemeinde „auf Zeit gewählte Organe oder ernannte berufs-
mäßige Organe“. Soweit durch das B-VG nicht ausdrücklich bestimmt wird, welche Or-
ganwalter auf Zeit gewählt werden müssen bzw berufsmäßig zu bestellen sind, steht 
dies dem Gemeinderechtsgesetzgeber frei.15 Unter den „ernannten berufsmäßigen 
Organen“ sind neben den Beamten auch vertraglich bestellte Organe (Vertragsbe-
dienstete) zu verstehen.16 Die berufsmäßig ernannten Organwalter werden entweder auf 
Lebenszeit (Beamte) ernannt oder als Vertragsbedienstete auf bestimmte oder un-
bestimmte Zeit. 

                       
15 Neuhofer, Gemeinderecht2 170. 
16 Art 20 Abs 1 B-VG. 
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2.  Vorgaben zu Art und Umfang der Haushaltsführung 
2.  Vorgaben zu Art und Umfang der Haushaltsführung 

2.1 Vermögenswirtschaft der Gemeinden 
2.1  Vermögenswirtschaft der Gemeinden 

Die Gemeinden haben gem Art 116 Abs 2 B-VG das Recht, im Rahmen der Finan- 
zverfassung ihren Haushalt selbstständig zu führen. Gem Art 118 Abs 2 B-VG gehö-
ren die Angelegenheiten des Art 116 Abs 2 B-VG zum eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinden. Daher ist die selbständige Haushaltsführung nach den Bestimmungen des 
Art 118 Abs 4 B-VG von den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich weisungsfrei und 
in eigener Verantwortung zu besorgen. 

Da die selbständige Haushaltsführung der Gemeinde (als selbstständiger Wirtschafts-
körper) gewährt ist, ist diese nicht nur auf die Besorgung der Angelegenheiten des eige-
nen Wirkungsbereichs der Gemeinde, sondern auch auf die Angelegenheiten des über-
tragenen Wirkungsbereichs anzuwenden.17 

Die Gemeinde hat so, durch die selbständige Haushaltsführung, das Recht – unter Be- 
achtung der Verpflichtungen aus Gesetzen und Verträgen – über ihre Einnahmen frei 
zu verfügen. Trotz der selbstständigen Haushaltsführung haben die Gemeinden die 
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu beachten. 
Dies ergibt sich vor allem aus den Bestimmungen über die Gebarungskontrolle durch 
das Land (Art 119 a Abs 2 B-VG) und den Rechnungshof (Art 127 a Abs 1 B-VG). Ent-
sprechende Umsetzungen finden sich auch in den Gemeindeordnungen (zB § 71 stmk 
GdO). 

Weitere Beschränkungen der selbstständigen Haushaltsführung ergeben sich aus den 
Bestimmungen zur Gemeindeaufsicht. Hier sei vor allem das Erfordernis einer auf-
sichtsbehördlichen Bewilligung für bestimmte Maßnahmen (durch die das überörtli-
che Interesse in besonderem Maß berührt wird) nach Art 119 a Abs 8 B-VG und das Fi-
nanz-Verfassungsgesetz 1948 erwähnt. Bestimmte eigene Aufgaben und Ertragsantei-
le18 werden den Gemeinden durch das F-VG im Zusammenhang mit dem jeweiligen  
Finanzausgleichsgesetz zugesichert. 

Da kein Auftrag des Gesetzgebers an die Gemeinden besteht, der diese verpflichten 
würde, die Abgabenerträge für bestimmte Zwecke zu verwenden, steht es der Gemeinde 
grundsätzlich frei, von der ihr durch Bundes- oder Landesgesetz gewährter Ermächti-
gung zur Ausschreibung von gemeindeeigenen Abgaben Gebrauch zu machen. Nur un-
ter den Voraussetzungen des § 8 Abs 6 F-VG kann die Landesgesetzgebung Gemein-
den zur Einhebung bestimmter Abgaben verpflichten, wenn dies zur Herstellung des 
Haushaltsausgleichs und zur Deckung bestimmter Erfordernisse notwendig ist. 
                       
17 Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Das österreichische Gemeinderecht (2008) 12. Teil Rz 10. 
18 Dies sind zB die Lustbarkeitsabgaben, Hundeabgaben, Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen 

und -anlagen, Abgaben für das Abstellen von Fahrzeugen in der Kurzparkzone (§ 15 FAG 2008). 
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2.1.1 Arten des Gemeindeeigentums 

Schon im ABGB wurde bzw wird heute noch 

► in § 287 ABGB zwischen 

– freistehenden Sachen, 

– öffentlichem Gut  

– und Staatsvermögen 

► und in § 288 ABGB zwischen 

– Gemeindegut und 

– Gemeindevermögen unterschieden. 

Durch Gemeindeordnungen haben diese nach wie vor in Geltung stehenden Bestim-
mungen jedoch geringfügige inhaltliche Abänderungen erfahren. 

2.1.1.1 Gemeindeeigentum 

Alle der Gemeinde gehörenden beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie die 
ihr zustehenden Rechte bilden das Gemeindeeigentum (vgl § 70 Abs 1 stmk GdO). 
Das Gemeindeeigentum wird von den meisten – nicht zB in Vorarlberg – Gemeindeord-
nungen in  

► Gemeindevermögen (einschließlich der wirtschaftlichen Unternehmungen der Ge-
meinde), 

► öffentliches Gut und  

► Gemeindegut unterteilt (vgl zB § 70 Abs 1 stmk GdO, § 61 Abs 1 bgld GdO).19 

Das Gemeindeeigentum ist in seiner Gesamtheit ungeschmälert zu erhalten und, sollte 
es ertragsfähig sein, so zu verwalten, dass ein möglichst großer und dauernder Ertrag 
daraus zu erzielen ist (vgl § 70 stmk GdO und Abschnitt 2.1.2). 

2.1.1.2 Öffentliches Gut 

Das öffentliche Gut bilden die dem Gemeingebrauch gewidmeten Teile des Gemein-
deeigentums. Diese Definition treffen die Gemeindeordnungen inhaltlich übereinstim-
mend mit dem ABGB (vgl § 72 stmk GdO). Das öffentliche Gut steht im Privateigentum 
des Staates oder einer anderen Gebietskörperschaft (insb auch der Gemeinden), wird 
jedoch durch den Gemeingebrauch beschränkt.20 

Dem Inhalt nach ist der Gemeingebrauch eine jedermann zustehende Freiheit, die 
Sache ihrer Zweckbestimmung gemäß oder – sollte eine solche fehlen oder zweifelhaft 
sein – in der üblichen Weise, dh der Widmung der Sache nach, zu gebrauchen. Diese 

                       
19 Oberndorfer in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 1. Teil Rz 157. 
20 Spielbüchler in Rummel (Hrsg), ABGB3 (2000) §§ 287 und 288 ABGB. 
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privatrechtliche Verfügung über das öffentliche Gut, darf die Widmung der Sache je-
doch niemals gänzlich ausschließen oder auch nur behindern.21 

Beispiele für öffentliches Gut sind Verkehrsflächen aller Art: Straßen, Plätze, Rad- 
und Gehwege, Brücken, Stege. 

Begründet wird der Gemeingebrauch entweder durch einen Widmungsakt der zuständi-
gen Behörde (zB nach Landesstraßenverwaltungsgesetzen) oder durch eine langjährige 
Übung.22 Erst durch einen entsprechenden Entwidmungsakt der zuständigen Behörde 
geht der Gemeingebrauch unter. 

2.1.1.3 Gemeindegut 

Das Gemeindegut ist jenes Gemeindeeigentum, das der gemeinschaftlichen Nutzung 
durch einen bestimmten Kreis von Berechtigten gewidmet ist (bspw Gemeindewei-
den, Gemeindewald). 

2.1.1.4 Gemeindevermögen 

Gemeindeeigentum, welches nicht Gemeindegut, Sondervermögen oder öffentliches Gut 
ist, bildet das Gemeindevermögen. Zu dem Gemeindevermögen gehören außerdem 
noch die wirtschaftlichen Unternehmungen einer Gemeinde. 

Die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit kommen auch 
hier zum Tragen, denn das Gemeindevermögen ist nach diesen Grundsätzen zu verwal-
ten und außerdem noch tunlichst ungeschmälert zu erhalten. Dies ergibt sich aus den 
Gemeindeorganisationsgesetzen und aus dem B-VG.23 Der Ertrag des Gemeindevermö-
gens ist Gemeindezwecken gewidmet und fließt in die Gemeindekasse. 

2.1.1.5 Sondervermögen gemeinderechtlicher Art 

In der oö Gemeindeordnung (§ 110) findet sich noch eine Bestimmung über das „Son-
dervermögen gemeinderechtlicher Art“. Nachdem dieses Sondervermögen durch Art II 
§ 1 der VO über die Einführung der deutschen Gemeindeordnung im Lande Österreich 
1938 aufgehoben und das Eigentum der Gemeinde übergeführt worden ist, hat nur O-
berösterreich dieses Sondervermögen einer besonderen gesetzlichen Regelung zuge-
führt.24 Der VfGH hat dieses rechtlich als Gemeindegut qualifiziert.25 Dieses Sonderver-
mögen ist nach § 110 oö GdO seiner Bestimmungen gemäß zu verwalten. Dh es dient 
vor allem zur Bestreitung bestimmter öffentlich-rechtlicher Lasten, zB für Kanal, Wasser-
leitung und Straßenbeleuchtung. 

                       
21 VfSlg 5395/1966. 
22 Neuhofer, Gemeinderecht2 474. 
23 Oberndorfer in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 1. Teil Rz 167. 
24 Neuhofer, Gemeinderecht2 476 f. 
25 VfSlg 4229/1962. 
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2.1.2 Erhaltungspflicht für Gemeindeeigentum 

Grundsätzlich gelten für den Erwerb, den Verlust und den Übertrag des Gemeindeeigen-
tums, die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts (§ 290 ABGB). Jedoch müssen die 
abweichenden Bestimmungen in den öffentlich-rechtlichen Vorschriften über die Verwal-
tung und über den Gebrauch des Gemeindeeigentums beachtet werden.26 Diese Be-
stimmungen sind vor allem einschlägige Regelungen des Gemeindeorganisationsgeset-
zes und Gesetze hinsichtlich der Einräumung eines Gemeingebrauchs oder hinsichtlich 
der Einräumung von Sondernutzungsrechten. 

Grundsätzlich können alle Vermögensgegenstände von der Gemeinde erworben oder 
veräußert werden (= freie Verfügungsmacht der Gemeinde gem Art 116 Abs 2 B-VG). 
Diese wirtschaftliche Verfügungsmacht wird jedoch durch die Erfordernisse der Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gemeindegebarung nach 
Art 119 a Abs 2 B-VG eingeschränkt. Außerdem sehen die Gemeindeordnungen vor, 
dass das Gemeindeeigentum (dh also auch das Gemeindevermögen) möglichst unge-
schmälert erhalten werden soll bzw dass es so zu verwalten ist, dass ein möglichst 
großer und dauernder Ertrag unter Berücksichtigung der Aufgaben der Gemeinde er-
zielt werden kann (zB § 70 Abs 1 stmk GdO). 

Für den künftigen Bedarf sind Erweiterungsrücklagen bzw Sonderrücklagen, für die 
Wiederbeschaffung von abnutzbaren Wirtschaftsgütern sind Erneuerungsrücklagen 
anzulegen27 (vgl zB § 70 Abs 2 stmk GdO). Einige Gemeindeordnungen verpflichten die 
Gemeinden darüber hinaus zur Anlegung von Tilgungsrücklagen für Darlehen, die in 
einem Betrag zur Rückzahlung fällig werden, und zur Anlegung von Sonderrücklagen für 
bestimmte Vorhaben, zB für Amtsgebäude oder Schulbauten (§ 62 sbg GdO, § 80 Abs 2 
stmk GdO). 

Zur Verwaltung des Gemeindeeigentums enthalten die Gemeindeordnungen eingehende 
Bestimmungen ua über Vermögensverzeichnisse, Vermögensverrechnung, Inventa-
risierung und Bewertung (vgl zB § 74 stmk GdO). 

2.1.3 Öffentliches Gut und Gemeindegut als Instrument zur Haushaltskon- 
solidierung 

Der Gemeingebrauch von öffentlichem Gut ist grundsätzlich unentgeltlich, schließt 
aber eine gesetzliche Verpflichtung zur Entrichtung eines Entgelts nicht aus.  

So sehen auch die meisten Gemeindeordnungen ausdrückliche Bestimmungen vor, die 
es der Gemeinde als Eigentümerin des öffentlichen Gutes erlauben, jede über den Ge-
meingebrauch hinausgehende Benützung zu untersagen oder von der Entrichtung ei-
ner Gebühr abhängig zu machen (vgl § 72 stmk GdO und § 71 Abs 1 NÖ GdO). Es 
können entweder öffentlich-rechtliche Gebühren auf Grund der einschlägigen gesetz-

                       
26 Oberndorfer in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 1. Teil Rz 168; Spielbüchler in Rummel ABGB I3 

§ 290. 
27 Neuhofer, Gemeinderecht2 473. 
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lichen Abgabenermächtigungen oder Entgelte auf Grund einer privaten Vereinbarung 
für Sondernutzungen am öffentlichen Gut der Gemeinde eingehoben werden.28 

Beispiel:  Eine solche Sondernutzung ist bspw die Verteilung von Flugblättern. So 
verlangen Gemeinden/Städte etwa für die Verteilung von Flugblättern, für das 
Aufstellen von Kiosken, Werbeeinrichtungen auf öffentlichem Gut ein Entgelt. 

Beim Gemeindegut wird der Anspruch und das Ausmaß der Nutzungsrechte, wie bei 
dem öffentlichen Gut, nach Urkunden, Satzungen oder der bestehenden Übung be-
stimmt. Die Nutzungsberechtigung beschränkt sich jedoch auf den Haus- und Gutsbe-
darf des Berechtigten.29 Dieser Haus- und Gutsbedarf liegt daher nur vor, wenn der 
Nutzungsberechtigte die Erträgnisse des Gemeindegutes im eigenen Haushalt oder 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb verwenden oder das Gemeindegut im Rahmen 
des eigenen land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sonst nutzen kann. Die Ansprüche 
auf Nutzungerechte am Gemeindegut sind öffentlich-rechtlicher Art, es entscheiden da-
her darüber, die nach der Gemeindeordnung zuständigen Gemeindeorgane.30 

Die Nutzungsberechtigten sind verpflichtet, die mit dem Bestand und der Nutzung des 
Gemeindeguts verbunden Auslagen aller Art (zB Betriebskosten, Steuern) zu bezahlen. 
Ein etwaiger überschüssiger Ertrag aus dem Gemeindegut fließt nach Abzug der 
Nutzungsrechte in die Gemeindekasse zur Bestreitung allgemeiner Gemeindebedürf-
nisse (so zB § 73 Abs 2 stmk GdO). Die Nutzungsrechte, die auf Teilen des Gemeinde-
guts haften, können unter bestimmten Voraussetzungen, bei überwiegendem öffentli-
chen Interesse, aufgehoben bzw abgelöst werden. 

2.1.4 Verwendung der Erlöse aus der Veräußerung von Gemeindevermögen 

Gemeindevermögen ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu verwalten. Einige Gemeindeordnungen schreiben weitere Rege-
lungen vor, wie die Erlöse aus den Vermögensveräußerungen zu verwenden sind. 

► So findet man in § 70 Abs 5 stmk GdO die Bestimmung, dass die Erlöse „zur Schaf-
fung neuer Vermögenswerte oder zur vorzeitigen Tilgung bestehender Darlehens-
schulden außerhalb des Tilgungsplans zu verwenden“ sind. 

► § 61 Abs 4 sbg GdO sieht vor, dass der Erlös aus der Veräußerung „zur ungeschmä- 
lerten Erhaltung des Gesamtwerts des Gemeindevermögens zu verwenden“ ist. Dh 
der Veräußerungserlös darf nur zur Schaffung gleichbeständiger neuer Vermögens-
werte, zur Rücklagenbildung oder zur außerordentlichen Tilgung von Darlehen ver-
wendet werden.  

                       
28 Neuhofer, Gemeinderecht2 474 f. 
29 Neuhofer, Gemeinderecht2 475. 
30 In diesem Sinn VfSlg 2308/1952 und 5666/1968. 
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Andere Gemeindeordnungen, wie zB die NÖ oder die Bgld, sehen keine expliziten Vor-
schriften für die Verwendung der Veräußerungserlöse von Gemeindevermögen vor. Sie 
schreiben jedoch vor, dass das Gemeindevermögen möglichst ohne Beeinträchtigung 
der Substanz zu erhalten ist (vgl § 69 Abs 1 nö GdO, § 61 Abs 2 iVm § 62 Abs 2 bgld 
GdO). Es kann daraus gefolgert werden, dass die Veräußerungserlöse, ähnlich wie in 
der stmk oder sbg Gemeindeordnung, nur zur Schaffung gleichbeständiger neuer Ver-
mögenswerte uä, verwendet werden dürfen. 

2.1.5 Betrieb wirtschaftlicher Unternehmen der Gemeinden – Grenzen der 
Zulässigkeit 

Unter den Voraussetzungen des Art 116 Abs 2 B-VG, dh innerhalb der Schranken der 
allgemeinen Bundes- und Landesgesetze, sowie der Gemeindeorganisationsgesetze ist 
die Gemeinde berechtigt, wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben. 

Das B-VG enthält zwar keine Definition des Begriffs „wirtschaftliche Unternehmun-
gen“ der VfGH hat sich jedoch mit dem Unternehmensbegriff beschäftigt und ihn wie 
folgt umschrieben: „Unter einer Unternehmung ist eine in einer bestimmten Organisati-
onsform in Erscheinung tretende wirtschaftliche Tätigkeit zu verstehen, die sich auf Ver-
mögenswerte stützt und mit Einnahmen und Ausgaben verbunden ist, wobei es unmaß-
geblich ist, in welcher Organisationsform die Unternehmung auftritt, ob sie Rechts- 
persönlichkeit besitzt oder nicht, ob zur Entfaltung der wirtschaftlichen Tätigkeit eine be-
sondere Berechtigung notwendig ist, ob die Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist und der-
gleichen.“31 

Dieser weite Unternehmensbegriff bedarf im Einzelfall einer näheren Prüfung auf 
Grund der Gemeindeverordnungen und Stadtrechte. Die stmk GdO gestattet den Ge-
meinden beispielsweise nur dann eine wirtschaftliche Unternehmung zu errichten oder 
zu übernehmen, bzw den Umfang dieser wesentlich zu vergrößern oder auf neue 
Leistungs-, Waren- oder Produktionszweige auszudehnen, wenn  

► dies vom Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses erforderlich ist, 

► die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht 
verletzt werden, 

► der Zweck der Unternehmung nicht in gleicher Weise durch eine andere erfüllt wird 
und 

► die Art und der Umfang der Unternehmung in einem angemessenen Verhältnis zur 
voraussichtlichen Leistungsfähigkeit der Gemeinde steht und der Befriedigung des 
Bedarfs der Bevölkerung oder einem überörtlichen Interesse dient.  

Die Errichtung und Erweiterung einer wirtschaftlichen Unternehmung bedarf gem § 85 
Abs 4 der Statuten der Stadt Graz eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Solche und 
ähnliche Regelungen sehen die Mehrzahl der Gemeindeordnungen und Stadtrechte vor 
(vgl etwa § 86 Statut der Stadt Graz, § 68 NÖ GdO, § 69 OÖ GdO, § 65 Slb GdO). 
                       
31 VfSlg 3296/1957, 10.609/1985. 



2.2  Grundsätze der Haushaltsführung  

Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]  21

Es ist jedoch fraglich, ob die Einrichtung und der Betrieb einer wirtschaftlichen Unter-
nehmung der Gemeinde schlechthin einer aufsichtsbehördlichen Genehmigung un-
terworfen werden kann. Es wird nur dann zu bejahen sein, wenn nach Art 119a Abs 8 
B-VG hierdurch „auch überörtliche Interessen im besonderen Maß berührt werden, insb 
solche von besonderer finanzieller Bedeutung.“ 

Um eine wirtschaftliche Unternehmung zu führen, bedarf die Gemeinde aber auf je-
den Fall der erforderlichen Genehmigungen nach der GewO und anderen Gesetzen. 
Generell ist zu sagen, dass die wirtschaftlichen Unternehmungen der Gemeinde nach 
unternehmerischen Grundsätzen sowie nach jenen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit, zu führen sind (siehe zB § 71 Abs 7 stmk GdO). Das bedeutet, 
dass auch die Gemeinden mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers iS der 
zivil- und handelsrechtlichen Vorschriften vorzugehen haben und zumindest, wenn sie 
schon keine Gewinne erzielen, kostendeckend wirtschaften müssen.32 

2.2 Grundsätze der Haushaltsführung 
2.2  Grundsätze der Haushaltsführung 

2.2.1 Die rechtliche Bedeutung des Voranschlages bzw Voranschlagsprovi- 
sorium, Nachtragsvoranschlag 

2.2.1.1 Voranschlag 

Die Gemeinden werden durch die Gemeindeordnungen und Stadtrechte dazu verpflich-
tet, jährlich einen Voranschlag zu erstellen und diesen zur verbindlichen Grundlage 
für die Führung des Gemeindehaushaltes zu erklären (vgl zB § 75 stmk GdO, § 86 
WStV, § 67 bgld GdO und § 72 nö GdO). 

Nach ständiger Rechtsprechung des VfGH33 verpflichtet der Voranschlag die Verwal- 
tungsorgane, die Voranschlagsansätze einzuhalten, weshalb dem Voranschlag die 
rechtliche Eigenschaft einer Verordnung und zwar einer Verwaltungsverordnung34 
zukommt. Jedoch werden die erforderlichen Willensbildungen der zuständigen Ge-
meindeorgane, zB für den Ankauf eines Grundstücks, nicht durch die in den Voran-
schlagsansätzen erteilten Ausgabenermächtigungen ersetzt. 

In einem Voranschlag sind alle Einnahmen und Ausgaben, die im Laufe des kommen-
den Haushaltsjahrs voraussichtlich fällig werden, sofern sie endgültig solche der Ge-
meinde sind (planmäßige Einnahmen und Ausgaben), zu veranschlagen (§ 2 Abs 1 stmk 
GHO35). Auf jeden Fall sind deshalb ua  

► Einnahmen aus Schuldaufnahmen sowie deren Rückersätze, 

► Vorschüsse gegen Ersatz, 

► Teilzahlungen von Einnahmen und Ausgaben, 

► Zuführung an und Entnahmen aus Rücklagen sowie deren Erträge, 
                       
32 Schille/Paie/Hafner, Steirisches Gemeinderecht4 (2000) § 71. 
33 VfSlg 3030/1956 und 5637/1967. 
34 Vgl Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 12. Teil Rz 140 f. 
35 Gemeindehaushaltsordnung für die Steiermark (BGBl 1977/22). 
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► Erlöse aus der Veräußerung von Vermögen und 

► Sachbezüge der Bediensteten zu veranschlagen. 

Nicht zu veranschlagen sind hingegen Einnahmen und Ausgaben,  

► die endgültig nicht solche der Gemeinde sind, sondern an Dritte weiterzuleiten sind, 

► Ausgaben, die nicht in Erfüllung von Aufgaben der Stadt, sondern für Rechnung ei-
nes Dritten vollzogen werden (voranschlagsunwirksame Gebarung) und 

► Beträge, die zur vorübergehenden Stärkung der Kassenmittel aufgenommen werden 
und binnen Jahresfrist zurückzuzahlen sind (Kassenkredite). 

Des weiteren wird der Voranschlag in einen ordentlichen und einen außerordentli-
chen unterteilt. In den ordentlichen Voranschlag sind die im kommenden Haushalts-
jahr voraussichtlich fällig werdenden ordentlichen Einnahmen und die aus ihnen zu 
bestreitenden voraussichtlich fällig werdenden ordentlichen Ausgaben aufzunehmen. 
Der außerordentliche Voranschlag enthält hingegen die im Laufe des kommenden 
Haushaltsjahrs voraussichtlich fällig werdenden außerordentlichen Ausgaben und Ein-
nahmen. Dies sind jene, die der Art nach im Haushalt nur vereinzelt vorkommen, oder 
der Höhe nach den normalen Wirtschaftsrahmen der Gemeinde erheblich überschrei-
ten. 

Die Veranschlagung als außerordentliche Ausgabe ist jedoch nur insoweit zulässig, als 
das Vorhaben ganz oder teilweise durch außerordentliche Einnahmen bedeckt werden 
soll. Außerordentliche Einnahmen sind insb  

► Einnahmen aus Schuldaufnahmen (Anleihen, Darlehen); 

► Erlöse aus der Veräußerung von unbeweglichem Gemeindevermögen und von be-
weglichem Gemeindevermögen, sofern dieses für die Bedeckung von außerordentli-
chen Ausgaben bestimmt ist; 

► Entnahmen aus dem Kapitalvermögen, die für außerordentliche Ausgaben verwen-
det werden sollen; 

► Entnahmen aus den Rücklagen, die für den außerordentlichen Bedarf gesammelt 
wurden; sonstige Einnahmen, die nicht ordentliche Einnahmen darstellen. 

Der Bürgermeister ist verpflichtet, den Voranschlagsentwurf zeitgerecht zu erstellen 
und dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. Die Voran-
schlagsansätze müssen nach der Rechtsprechung des VfGH36 so eindeutig umschrie-
ben werden, dass die Vollziehungshandlungen der zuständigen Organe in einem ausrei-
chendem Maße vorherbestimmt sind. Daher kann der Gemeinderat bei der Festsetzung 
des Voranschlags, die in der Voranschlagsansätzen erteilten Ermächtigungen, an den 
Eintritt bestimmter Voraussetzungen knüpfen und auch anordnen, dass von der Er-
mächtigung nicht oder nicht zur Gänze Gebrauch gemacht wird.37 

                       
36 VfSlg 5636/1967, 5637/1967. 
37 VfSlg 5637/1967. 
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Gegenüber den Gemeindebewohnern schafft der Voranschlag weder Rechte noch 
Pflichten, da sich dieser nur an die Verwaltungsorgane der Gemeinde richtet und so 
keine Rechtswirkung nach außen schafft.38 

2.2.1.2 Veranschlagungsgrundsätze 

Aus der Voranschlag- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV), BGBl 1996/787, so-
wie aus den Haushaltsbestimmungen der Gemeindeordnungen, Stadtrechte und aus 
den hiezu ergangenen Haushaltsordnungen ergeben sich die Veranschlagungsgrund-
sätze. Diese sind: 

► Jährlichkeit (§ 1 VRV): für jedes Jahr ist ein Voranschlag zu erstellen; 

► Vollständigkeit (§ 2 VRV): alle Einnahmen und Ausgaben, die im Laufe des 
kommenden Finanzjahrs voraussichtlich fällig werden, sind zu veranschlagen; 

► Bruttoveranschlagung (§ 3 VRV): Einnahmen und Ausgaben sind ungekürzt mit 
dem Gesamt-(Brutto-)Betrag zu veranschlagen; 

► Veranschlagungsklarheit (§ 7 Abs 6 VRV): gleichartige Einnahmen und Ausgaben 
für den selben Verwendungszweck sind in einer Voranschlagsstelle zusammenzu-
fassen; 

► Veranschlagungswahrheit: die zu veranschlagenden Einnahmen und Ausgaben 
sind nach Möglichkeit zu errechnen oder auf Grund der bisherigen Erfahrungen 
und voraussichtlichen Entwicklungen zu schätzen; 

► Ordentliche und außerordentliche Einnahmen und Ausgaben (§ 4 VRV); 

► Haushaltsausgleich: die Gemeinden haben die Einnahmen und Ausgaben aus-
zugleichen, unvermeidliche Abgänge werden durch Kreditoperationen und Bedarfs-
zuweisung gedeckt; 

► Gesamtdeckung: alle Einnahmen und Ausgaben sind – mit kleinen Ausnahmen – 
zu bedecken. 

2.2.1.3 Festsetzung des Voranschlags 

Die Gemeindeordnungen, Stadtrechte und Gemeindehaushaltsordnungen regeln sehr 
detailliert, jedoch teilweise unterschiedlich, die Zusatzvorschriften zur Festsetzung des 
Voranschlags (zB in §§ 72 f nö GdO, §§ 75 f stmk GdO, §§ 67 f bgld GdO, § 89 f Statut 
der Landeshauptstadt Graz 1967, § 86 WStV).39 

Generell kann gesagt werden, dass der Bürgermeister den Entwurf des Voranschlages 
so zeitgerecht zu erstellen, öffentlich (im Gemeindeamt) aufzulegen und dem Gemein-
derat zur Beratung vorzulegen hat, dass der Voranschlag mit Beginn des Haushalts-
jahrs (= Kalenderjahres) wirksam werden kann. 

                       
38 Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 12. Teil Rz 129. 
39 Vgl ausführlich Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 12. Teil Rz 124 ff. 
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Schriftliche Einwendungen (Erinnerungen bzw Anregungen) können während der öf-
fentlichen Auflage des Voranschlagsentwurfs von jedem Gemeindebürger einge-
bracht werden. Zwar hat der Gemeinderat bei der Beratung des Voranschlagsentwurfs 
auf diese Einwendungen Rücksicht zu nehmen, jedoch hat niemand einen Rechtsan-
spruch auf eine inhaltliche Berücksichtigung seiner Einwendungen. Manche Gemeinde-
ordnungen sehen auch die Ausfolgung des Voranschlagsentwurfs an die Fraktionen 
(Wahlparteien) des Gemeinderats vor (zB § 73 Abs 1 nö GdO, § 76 Abs 2 oö GdO, § 76 
Abs 1 stmk GdO). 

Die Beschlussfassung über den Voranschlag muss immer in einer öffentlichen Sit-
zung erfolgen (Art 117 Abs 4 B-VG). Die Höhe der Abgaben (soweit dies jährlich erfor-
derlich ist), die Höhe des Kassenkredits, der Gesamtbetrag der aufzunehmenden Dar-
lehen und der Dienstpostenplan sind gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den 
Voranschlagsentwurf vom Gemeinderat zu beschließen (vgl § 76 Abs 2 stmk GdO, § 73 
Abs 3 nö GdO, § 90 Abs 5 SStG). 

Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag und gefassten Beschlüsse sind zwei 
Wochen hindurch im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Eine Ausferti-
gung des rechtswirksamen Voranschlags ist weiters der Aufsichtsbehörde (Landesre-
gierung bzw Bezirkshauptmannschaft) vorzulegen (zB § 76 Abs 4 stmk GdO, § 68 
Abs 5 bgld GdO). 

Für die Führung des Gemeindehaushalts bildet der Gemeindevoranschlag die bin-
dende Grundlage. Dies gilt vor allen für die in den Voranschlagsansätzen gegebenen 
Ausgabenermächtigungen, die als Kredite bezeichnet werden. Ohne Rücksicht auf die 
Veranschlagung im Voranschlag sind die der Gemeinde auf Grund von Gesetzen oder 
Verträgen zustehenden Einnahmen vom zuständigen Gemeindeorgan (Bürgermeister) 
einzubringen. 

Nach dem Grundsatz der Gesamtdeckung (gem VRV siehe Kap 2.2.1.2) sind die Ein-
nahmen des ordentlichen Voranschlags einer Gemeinde nicht nur einem bestimmten 
Zweck zu widmen, sondern allen im Voranschlag vorgesehenen Zwecken, soweit nicht 
ausnahmsweise bestimmte Einnahmen für bestimmte Zwecke zu verwenden sind (§ 22 
Abs 2 stmk GHO). 

Die Mittel, die im Voranschlag vorgesehen sind, sind nur insoweit und nicht früher in An-
spruch zu nehmen, als es bei einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen 
Verwendung erforderlich ist. Dies ist zB ausdrücklich in § 71 Abs 2 bgld GdO, § 80 
Abs 2 oö GdO und § 77 Abs 2 nö GdO vorgesehen. Es darf weiters nur bis zum Ablauf 
des Haushaltsjahrs über die veranschlagten Ausgaben (Kredite) verfügt werden, jedoch 
sieht § 11 Abs 1 VRV vor, dass die im abgelaufenem Haushaltsjahr bereits entstandenen 
Ausgaben im sog „Auslaufmonat“ noch bis zum 31. 1. des nachfolgenden Jahres auf 
Rechnung des abgelaufenen Haushaltsjahrs angewiesen werden können. 
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2.2.1.4 Voranschlagsprovisorium 

Sollte der Voranschlag vom Gemeinderat nicht rechtzeitig zu Beginn des Haushalts-
jahrs festgesetzt werden können, sehen alle Gemeindeordnungen und Stadtrechte ein 
Voranschlagsprovisorium vor (zB § 77 stmk GdO, § 89 krnt AllgGdO, § 75 vlbg GdO, 
§ 69 bgld GdO, § 78 oö GdO, § 92 SStG, § 86 a WStV). In der Mehrzahl dieser Gemein-
deordnungen oder Stadtrechte wird der Gemeinderat verpflichtet, ein Voranschlagspro-
visorium zu beschließen, wenn „bei Jahresbeginn der Voranschlag noch nicht festge-
stellt“ ist (zB § 89 krnt AllgGdO) oder „ausnahmsweise nicht rechtzeitig beschlossen 
werden“ kann (zB § 77 stmk GdO). Die gesetzlichen Ermächtigungen sind jedoch zeit-
lich (zwischen 3 und 6 Monate) und inhaltlich (auf das Erfordernis der ordentlichen 
Fortführung der Gemeindeverwaltung) beschränkt. 

Auf Grund mancher Gemeindeordnungen oder Stadtrechte (zB § 77 stmk GdO, § 69 
bgld GdO, § 93 SStG) wird der Bürgermeister ermächtigt, solange noch kein Gemein-
deratsbeschluss über das Voranschlagsprovisorium vorliegt, 

► alle Ausgaben zu leisten, die zur Fortführung der Gemeindeverwaltung und zur 
Bestreitung der gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen der Gemeinde not-
wendig sind und weiters 

► die Abgaben wie im Vorjahr einzuheben. 

Die oö GdO (§ 78), das vlbg GdG (§ 75) und die WStV (§ 86 a) sehen kein Vorschlags-
provisorium durch Beschluss des Gemeinderats vor, sondern ermächtigen den Bürger-
meister (in Oberösterreich) bzw die Gemeindeorgane (in Vorarlberg), sollte der Voran-
schlag nicht rechtzeitig beschlossen werden, die für die Fortführung der Gemeinde-
verwaltung notwendigen Ausgaben zu leisten, die Abgaben nach dem Vorjahr einzuhe-
ben und Kassenkredite (im beschränkten Umfang) aufzunehmen. In Wien hingegen, gilt 
bis zur Feststellung des Voranschlags, längstens jedoch die ersten sechs Monate des 
Verwaltungsjahrs, der Voranschlag des vorherigen Jahres (§ 86 a WStV). 

Wie der Gemeindevoranschlag ist auch der Beschluss des Gemeinderats über ein Vo- 
ranschlagsprovisorium eine Verordnung und muss daher kundgemacht werden und 
alle Voraussetzungen für die Gesetzmäßigkeit einer Verordnung erfüllen. Zusätzliche für 
den Voranschlag geforderte Voraussetzungen, wie zB die öffentliche Auflegung und das 
Einwendungsrecht der Gemeindebürger, gelten für das Voranschlagsprovisorium nicht.40 
Die Rechtswirksamkeit des Voranschlagsprovisoriums endet durch das Inkrafttreten 
des betreffenden Voranschlags, mit dem Ablauf der gesetzlichen Frist oder durch Auf-
hebung des Voranschlagsprovisoriums durch die Aufsichtsbehörde oder den Verfas-
sungsgerichtshof. 

2.2.1.5 Nachtragsvoranschlag 

Da der Voranschlag nur die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben des Haus- 
haltsjahrs enthält, sind Abweichungen nicht auszuschließen. Auf der Einnahmenseite 

                       
40 Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 12. Teil Rz 154. 
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können sich diese Abweichungen durch Minder- oder Mehreinnahmen, auf der Ausga-
benseite durch unvorhergesehene oder nicht ausreichend vorgesehene Ausgaben erge-
ben. Aus diesem Grund sehen die Gemeindeordnungen den sog Nachtragsvoranschlag 
vor. Zu beachten ist jedoch, dass nicht jede Abweichung vom Voranschlag zu einem 
Nachtragsvoranschlag führen muss. Vielmehr müssen (in den Gemeindeordnungen 
geregelte) erhebliche Abweichungen vom Voranschlag eintreten, um die Pflicht zur 
Festsetzung eines Nachtragsvoranschlags auszulösen (zB § 78 stmk GdO, § 79 oö 
GdO, § 76 vlbg GdO, § 70 bgld GdO). 

Für den Nachtragsvoranschlag gelten die Bestimmungen für den Voranschlag sinnge-
mäß. Weiters ist der Nachtragsvoranschlag wie auch der Voranschlag eine Verordnung 
und bedarf der Kundmachung. 

2.2.1.6 Notanordnungsrecht 

Die Gemeindeordnungen und Stadtrechte sehen außerdem in Voranschlagsangelegen-
heiten ein Notanordnungsrecht vor (§ 73 Abs 1 und 2 krnt AllgGdO, § 71 Abs 4 bgld 
GdO, § 80 Abs 3 iVm § 60 oö GdO, § 98 tir GdO). 

Auf Grund dieses Notanordnungsrechts kann der Bürgermeister in Fällen äußerster 
Dringlichkeit, bei Gefahr im Verzug, oder wenn die Einholung des Gemeinderatsbe-
schlusses nicht rechtzeitig möglich ist, dringend notwendige Ausgaben auch ohne Vor-
sorge im Gemeindevoranschlag anordnen. Manche Gemeindeordnungen beschränken 
dieses Recht der Höhe nach (zB § 73 Abs 2 krnt AllgGdO). Die Gemeindeordnungen se-
hen jedoch vor, das der Bürgermeister verpflichtet ist, die Genehmigung für seine Not-
verordnung in der nächsten Sitzung des Gemeinderats einzuholen. 

2.2.2 Die Aufnahme, Gewährung und Beschlussfassung von Darlehen 

Die Gemeinde darf Darlehen (und Kredite in laufender Rechnung) grundsätzlich nur im 
Rahmen des außerordentlichen Voranschlags zur Bestreitung eines außerordentli-
chen Bedarfs, zB für Bauvorhaben, aufnehmen.41 

Weitere Voraussetzungen: 

► keine andere Bedeckung möglich; 

► Verzinsung und Tilgung des aufzunehmenden Darlehens gefährdet; 

► die Erfüllung der der Gemeinde obliegenden gesetzlichen und vertraglichen Pflichten 
nicht; 

► Bildung einer Tilgungsrücklage für endfällige Darlehen (§ 80 stmk GdO, § 84 oö 
GdO, § 72 bgld GdO, § 81 SStG ua). 

Die Beschlussfassung über Geschäfte, die den Vermögensbestand der Gemeinde be-
sonders gefährden, obliegt dem Gemeinderat. Zu diesen zählen neben  

                       
41 Steiner in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 9. Teil Rz 133 ff. 
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► dem Erwerb, 

► der Veräußerung, 

► der Verpfändung oder sonstiger Belastungen von unbeweglichem Gemeindegut, 

► der Übernahme von Bürgschaften und sonstigen Haftungen eben auch  

► die Aufnahme und Gewährung von Darlehen und Kassakrediten. 

Dies schreiben einige Gemeindeordnungen explizit so vor, wie zB § 35 Z 22 lit e nö GdO 
oder § 30 Abs 1 lit o tir GdO. Diese besagen, dass die Aufnahme oder Gewährung eines 
Darlehens dem Gemeinderat zur selbstständigen Erledigung vorbehalten ist. Da die Ge-
währung eines Darlehens jedoch nicht einem anderen Organ vorbehalten ist, fällt diese 
in den Wirkungsbereich des Gemeinderats. 

In den alleinigen Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters fallen hingegen Rechts-
geschäfte von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, die aus Zweckmäßigkeitsgründen 
weder der Beschlussfassung im Gemeinderat noch im Gemeindevorstand bedürfen.42 
Damit fällt die Aufnahme oder die Gewährung von Darlehen nicht in das Beschlussfas-
sungsrecht des Bürgermeisters. 

Für die Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts über Kredite bzw Darlehen bedarf es in der 
Regel einer aufsichtsbehördlichen Genehmigung. 

2.2.3 Die Stellung der Gemeinde in der Finanzverfassung 

Die Grundsätze der Finanzausstattung der Gemeinden sind im Finanz-Verfassungs- 
gesetz (F-VG) und im Finanzausgleichsgesetz (FAG; zurzeit FAG 2008, BGBl I 2007/ 
103) geregelt. 

2.2.3.1 Kostentragungspflicht der Gemeinden 

Sofern die zuständige Gesetzgebung nichts anderes bestimmt, tragen der Bund, die 
Länder und die Gemeinden den Aufwand, der sich aus der Besorgung ihrer Aufgaben 
ergibt (§ 2 F-VG) jeweils selbst. Dies gilt bei den Gemeinden sowohl im eigenen als 
auch im übertragenen Wirkungsbereich.43 

2.2.3.2 Besteuerungsrechte der Gemeinde 

Durch Art 116 Abs 2 B-VG werden die Gemeinden ua ermächtigt, „[…] im Rahmen der 
Finanzverfassung […] Abgaben auszuschreiben“. Dieses Recht der Gemeinde ist ein 
von Bund und Land abgeleitetes Besteuerungsrecht. Die Gemeindeorganisationsge-
setze dürfen jedoch keine Einschränkung der finanzverfassungsgesetzlichen Besteue-
rungsrechte vorsehen. 

Die Bundesgesetzgebung regelt in § 3 F-VG die Verteilung der Besteuerungsrechte und 
Abgabenerträge zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. Der Bundesgesetzgebung 
                       
42 Thunhart, Vertretungsregeln 113. 
43 VfSlg 9507/1982 und 14168/1995. 
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ist es vorbehalten, „Abgaben zu ausschließlichen Bundesabgaben oder zwischen Bund 
und Ländern (Gemeinden) geteilten Abgaben zu erklären und Abgaben oder deren Er-
trag ausschließlich den Ländern (Gemeinden) zu überlassen.“ (§ 7 Abs 2 F-VG). Auch 
die Art und das Ausmaß der Beteiligung des Bundes und der Länder (Gemeinden) an 
den geteilten Bundesabgaben werden durch Bundesgesetzgebung geregelt. 

Der Landesgesetzgebung wird die Regelung der Landes- und Gemeindeabgaben 
vorbehalten, soweit nicht die Bundesgesetzgebung von den ihr eingeräumten Ermächti-
gungen zur gesetzlichen Regelung dieser Abgaben nach § 7 Abs 3 bis 5 F-VG Gebrauch 
gemacht hat (§ 8 Abs 1 F-VG). Gem § 8 Abs 6 F-VG kann die Landesgesetzgebung die 
„Gemeinden zur Erhebung bestimmter Abgaben verpflichten oder die Landesregierung 
ermächtigen, für die Gemeinden bestimmte Abgaben, zu deren Erhebung die Gemeinde 
berechtigt wäre, zu erheben […]“. 

Diese Aufzählung der Rechte des Bundes und der Länder auf Grund des F-VG (insb 
§§ 7 und 8), welche jedoch keinesfalls vollständig ist, zeigt deutlich, dass die Gemein-
den finanziell vom Bund und den Ländern abhängig sind. Eingeschränkt wird diese 
Freizügigkeit des Bundes- und Landesgesetzgebers durch die Bestimmung der §§ 4 und 
8 Abs 2 letzter Satz F-VG. Diese verpflichtet die Bundes- und Landesgesetzgeber, bei 
der Verteilung der Besteuerungsrechte und Abgabenbeträge darauf zu achten, dass die 
„finanzielle Lebensfähigkeit der Gemeinden“ gewährleistet bleibt. 

2.2.3.3 Freies Beschlussrecht zur Abgabenausschreibung 

Grundsätzlich können öffentliche Abgaben, vorbehaltlich des freien Beschlussrechts 
der Gemeinden nach §§ 7 Abs 5 und 8 Abs 5 F-VG nur auf Grund von Gesetzen erho-
ben werden. Auf Grundlage des § 7 Abs 5 F-VG werden die Gemeinden durch bundes-
gesetzliche Ermächtigung ermächtigt, „bestimmte Abgaben auf Grund eines Be-
schlusses der Gemeindevertretung auszuschreiben“. Auf Grund dieser Regelung kann 
die Gemeindevertretung (= Gemeinderat) den Abgabenschuldner, die Abgabenhöhe 
und die Fälligkeit der Abgabe im Wege eines selbständigen Verordnungsrechts 
bestimmen, dies auch ohne entsprechende bundes- oder landesgesetzliche Regelun-
gen. Außerdem ist die Gemeindevertretung berechtigt, auf Grund der bundesgesetzli-
chen Ermächtigung im § 15 Abs 3 FAG durch selbständige Verordnungen (ohne zusätz-
liche bundes- oder landesgesetzliche Regelungen)  

► die Lustbarkeitsabgabe, 

► die Hundeabgaben, 

► die Benützungsgebühren für Gemeindeeinrichtungen und –anlagen, 

► die Gebühren für Kurzparkzone 

auszuschreiben, sowie die Höhe, die Fälligkeit und den Steuerschuldner dieser Abgaben 
zu bestimmen. 

Auf Grund einer landesgesetzlichen Ermächtigung nach § 8 Abs 5 F-VG kann die 
Gemeinde die landesgesetzlich weitgehend vorherbestimmten Abgaben erheben. Dabei 
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muss die Landesgesetzgebung die wesentlichen Merkmale, insb ihr zulässiges 
Höchstmaß bestimmen. Zu den wesentlichen Merkmalen einer Abgabe gehören nach 
der Rechtsprechung  

► der Gegenstand der Abgabe, 

► die Entstehung der Steuerschuld, 

► die Bestimmung des Abgabenschuldners und der Bemessungsgrundlage, 

► sowie die Fälligkeit der Abgabe.44 

2.2.4 Finanzzuweisung und Zuschüsse 

Der Bund kann den Ländern und Gemeinden (§ 3 Abs 1 F-VG) und die Länder können 
den Gemeinden (§ 12 Abs 1 und 2 F-VG) Finanzzuweisungen und Zuschüsse gewähren. 

2.2.4.1 Finanzzuweisung 

Finanzzuweisungen des Bundes an die Länder (Gemeinden) und der Länder an die Ge-
meinden können entweder als Schlüsselzuweisungen oder als Bedarfszuweisungen 
gewährt werden (§ 12 Abs 1 F-VG). „Bei der Erstellung der Schlüssel ist die durch- 
schnittliche Belastung der Gebietskörperschaften durch die ihnen obliegenden Pflicht-
aufgaben und ihre eigenen Steuerkraft zu berücksichtigen.“ Die erforderlichen bundes-
gesetzlichen Regelungen der Finanzzuweisung erfolgen vorwiegend im jeweiligen Finanz- 
ausgleichsgesetz (FAG, zurzeit FAG 2008, BGBl I 2007/103) die (§ 3 Abs 1 F-VG). Sie 
können jedoch auch in einem anderen Bundesgesetz erfolgen. 

Das FAG 2008 regelt die Finanzzuweisungen und Zuschüsse in den §§ 20 ff. § 20 FAG 
sieht Finanzzuweisungen aus Bundesmitteln zB bei Förderung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs oder für Personennahverkehrs-Investionen vor. § 21 FAG sieht weiters 
Finanzzuweisungen auf Grund der Gemeindekopfquoten45 vor. Anspruch auf diese 
haben die Gemeinden, deren Finanzkraft, in ihrer Gemeindegrößenklasse, mehr als 10% 
unter der Bundesdurchschnittskopfquote liegt (§ 21 Abs 2 Z 2 FAG). Wien (als Gemein-
de) erhält ihren Anteil nach der Volkszahl der Länder (und einer möglichen Kürzung) oh-
ne Rücksicht auf ihre Gemeindekopfquote und ohne Ausschöpfung der Abgaben im 
höchstmöglichen Ausmaß. Auf die genauen Details der Gemeindekopfquotenausgleichs-
regelungen wird hier nicht weiter eingegangen, da diese sehr umfangreich und kompli-
ziert sind. 

Sollten die gesetzlichen Voraussetzungen zutreffen, haben die betreffenden Gemeinden 
gem § 21 Abs 2 FAG einen Rechtsanspruch auf die ihnen zustehenden Finanzzuwei-
sungen des Bundes. Diese können auch beim VfGH nach Art 137 B-VG eingeklagt wer-
den. Es müssen nur die Voraussetzungen gem § 21 Abs 2 Z 1 und 2 FAG erfüllt sein. 

                       
44 VfSlg 4174/1962. 
45 Gemeindekopfquote = auf den Kopf der Bevölkerung der Gemeinde berechnet. 
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2.2.4.2 Bedarfszuweisung an Gemeinden 

Bedarfszuweisungen sind nicht rückzahlbare Zuschüsse, die vom Bund an die Länder 
und die Gemeinden und von den Ländern an die Gemeinden gewährt werden. Es be-
steht kein Rechtsanspruch der einzelnen Gemeinden auf Bedarfszuweisungen. Die 
Gewährung von Bedarfszuweisung durch den Bund an Gemeinden ist im Bedarfszu-
weisungsgesetz, BGBl 1982/346, nach Maßgabe des Ansatzes im Bundesfinanzgesetz, 
vorgesehen. Fehlt ein solcher, gibt es keine Bedarfszuweisung aus Bundesmittel an die 
Gemeinden.46 Festzuhalten ist jedoch, dass Bedarfszuweisungen seitens des Bundes an 
Gemeinden regelmäßig nur von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung sind. 

Die Gemeindefinanzierung durch die Bedarfszuweisungen der Länder hat für die 
Gemeinden eine viel größere Bedeutung. Das Geld erhält das Land aus „zweckgebun-
denen Landesmitteln“ vom Bund (vgl § 11 Abs 1 FAG). Genauere Regelungen über die 
Bedarfszuweisungsmittel von den Ländern an die Gemeinden enthalten die Richtlinien 
der Landesregierungen. Diese Bedarfszuweisungsrichtlinien haben jedoch keine recht-
liche Bindung für die Gemeinden und können ua das freie Beschlussrecht der Gemein-
den in Abgabensachen nicht beeinträchtigen.47 

So sieht die Richtlinie über die Gewährung von Bedarfszuweisungsmittel an Gemeinden 
der Steiermärkischen Landesregierung48 vor, unter welchen Voraussetzungen 
Bedarfszuweisungen gewährt werden können. Diese werden nur 

► zum Ausgleich von Härten, 

► zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Gleichgewichts im Haushalt 
(Haushaltsabgänge) oder  

► zur Deckung außergewöhnlicher Erfordernisse (Projektförderung) gewährt.  

So fällt unter „Ausgleich von Härten“, wenn bei der Zuteilung von Abgaben-Ertrags- 
anteilen auf Grund der Änderung von Gesetzen oder Bemessungsgrundlagen (zB Volks-
zählung) Einnahmeausfälle entstehen oder die Hilfestellung in besonderen Notlagen bei 
Gemeinden mit finanziellen Schwierigkeiten. 

Für die Organe der bedarfszuweisungsgewährenden Gebietskörperschaften besteht 
dessen ungeachtet, bei Zutreffen der gesetzlichen Voraussetzungen unter Bedachtnah-
me auf den Gleichheitsgrundsatz eine Rechtspflicht, die Bedarfszuweisung im Rah-
men der vorhandenen Mittel zu gewähren oder mangels der gesetzlichen Vorausset-
zungen nicht zu gewähren.49 Gemäß § 13 F-VG ist es zulässig, die Gewährung von Be-
darfzuweisungen an Bedingungen zu knüpfen. Diese Bedingungen müssen der Er-
haltung oder Herstellung des Gleichgewichts im Haushalt der Gebietskörperschaft die-
nen oder mit dem mit der Zuschussleistung verfolgten Zweck zusammenhängen. Denk-
bar sind ua 

                       
46 Neuhofer, Gemeinderecht2 467. 
47 VfSlg 5515/1967; vgl Kritik bei Wolny/Rader in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 11. Teil Rz 96. 
48 Zu finden unter www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/2380849/DE/. 
49 Neuhofer, Gemeinderecht2 467. 
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► die Ausschöpfung aller gesetzlichen Abgaben; 

► ein kostendeckender Gebührenhaushalt; 

► die vorangehende Erstellung eines Gesamtfinanzierungsplans für das zu finanzie-
rende Projekt; 

► die Einhaltung des Vergaberechts bei der zu finanzierenden Beschaffung; 

► die gewährende Gebietskörperschaft kann sich gemäß § 13 F-VG das Recht vorbe-
halten, die Einhaltung der angeführten Bedingungen durch ihre Organe wahrnehmen 
zu lassen. 

Gerade hier besteht offensichtlich die Möglichkeit für die Länder, auf die Qualität der 
Gebarung der Gemeinden Einfluss zu nehmen.  

2.3 Rechnungsabschluss 
2.3  Rechnungsabschluss 

2.3.1 Pflicht zur Erstellung 

Der Bürgermeister (in den Städten mit eigenem Statut der Magistrat) hat nach Ablauf 
des Kalenderjahrs (als Finanzjahr) den Rechnungsabschluss nach den näheren Be-
stimmungen der Gemeindeordnungen (§ 88 stmk GdO, § 75 bgld GdO, § 78 vlbg GdO, 
§§ 92 und 93 oö GdO, § 90 krnt AllgGdo, §§ 83 und 84 nö GdO, § 106 tir GdO), Stadt-
rechten (§ 96 SStG) und der VRV innerhalb einer bestimmten Frist (von drei bis sechs 
Monaten) zu erstellen. 

Gem § 10 VRV50 umfasst der Rechnungsabschluss  

► „den Kassenabschluss, 

► die Haushaltsrechung (Jahresrechnung) und  

► die Vermögens- und Schuldenrechnung“. 

Nähere Regelungen über den Rechnungsabschluss, wie Inhalt, Form und Gliederung 
findet man in den §§ 11-17 VRV. Ergänzt werden diese Vorschriften durch die Gemein-
deordnungen und die Stadtrechte. 

Der Rechnungsabschluss muss der vorgegebenen Gliederung der VRV entsprechen 
und es sind diesem außerdem zahlreiche in § 17 VRV aufgezählte Beilagen anzu-
schließen, ua Nachweise über Personal- und Pensionsausgaben, Anzahl der Beschäf-
tigten, Rücklagen und Schulden. 

2.3.2 Genehmigung des Rechnungsabschlusses 

Der Entwurf des Rechnungsabschlusses ist, samt den Beilagen, von den Rechnungs- 
legern (Bürgermeister und Gemeindekassier) erstellt. Den Prüfungsausschüssen (§ 86 
stmk GdO, § 78 bgld GdO, § 109 tir GdO, ua) oder Kontrollämtern (zB § 87 WStV) 
werden die Rechnungsabschlüsse zur Vorprüfung vorgelegt. Einzelne Gemeindeord-
                       
50 Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung – VRV, BGBl 1996/787. 
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nungen (§ 78 Abs 1 vlbg GdO, § 90 Abs 2 iVm § 86 Abs 8 krnt AllgGdO, § 88 Abs 5 stmk 
GdO) sehen vor, dass der Rechnungsabschluss den Fraktionen des Gemeinderats oder 
jedem Mitglied des Gemeinderats zuzustellen ist. Nach vielen Gemeindeordnungen 
(§ 75 Abs 3 bgld GdO, § 88 Abs 6 stmk GdO, § 83 Abs 2 nö GdO, § 108 Abs 5 iVm § 93 
Abs 1 tir GdO, § 53 Abs 2 sbg GdO) und Stadtrechten (§ 87 Abs 3 WStV, § 96 Abs 3 
SStG) ist der Rechnungsabschluss öffentlich mit dem Hinweis aufzulegen, dass beim 
Gemeindeamt während der Auflagefrist schriftliche Einwendungen gegen den Rech-
nungsabschluss eingebracht werden können. 

Nach Ablauf dieser Auflagefrist hat der Bürgermeister den Rechnungsabschluss mit 
dem Bericht des Prüfungsausschusses und etwaigen Einwendungen dem Gemeinderat 
zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. Gem § 117 Abs 4 zweiter Satz B-VG 
ist der Ausschluss der Öffentlichkeit in dieser Gemeinderatssitzung verfassungsgesetz-
lich unzulässig. 

Der Gemeinderat hat nun festzustellen, ob der Rechnungsabschluss gesetzmäßig und 
richtig ist. Falls sich Anstände ergeben sollten, hat er zu ihrer Behebung notwendige 
Beschlüsse zu fassen. Sollten sich keine Anstände ergeben oder diese behoben werden, 
hat der Gemeinderat den Rechnungsabschluss zu beschließen (§ 75 Abs 4 bgld 
GdO, § 89 stmk GdO). 

Kraft ausdrücklicher Anordnung (zB § 89 Abs 5, § 89 stmk GdO) oder als Beschluss ist 
der vom Gemeinderat beschlossene Rechnungsabschluss, der die Öffentlichkeit berührt, 
öffentlich kundzumachen. 

Die Beschlüsse zum Rechnungsabschluss sind Feststellungen, enthalten jedoch idR 
keine allgemein verbindlichen Anordnungen, demgemäß ist der Beschluss des Gemein-
derats über die Zustimmung und Kenntnisnahme zum Rechnungsabschluss keine Ver-
ordnung.51 Sollte gegen den Rechnungsabschluss kein Anstand bestehen, sehen einige 
Gemeindeordnungen (§ 89 Abs 4 stmk GdO, § 108 Abs 3 tri GdO) vor, dass dem Bür-
germeister vom Gemeinderat die Entlastung erteilt ist. 

Der Rechnungsabschluss ist fristgerecht (die Gemeindeordnungen enthalten unter-
schiedliche Bestimmungen über die Fristen, vgl zB § 89 Abs 6 stmk GdO, § 75 Abs 6 
bgld GdO) der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Spätestens sechs Monate nach Ab-
schluss des Rechnungsjahrs haben Gemeinden mit mindestens 20.000 Einwohnern den 
Rechnungsabschluss dem Rechnungshof und der Landesregierung vorzulegen 
(Art 127 a B-VG und §§ 17 und 18 RHG). Weiters berechtigt § 16 Abs 1 letzter Satz  
F-VG das BM für Finanzen, sich die Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Ge-
bietskörperschaften vorlegen zu lassen. 

2.3.3 Rechtsfolgen bei fehlender oder mangelnder Erstellung 

Der Bürgermeister (in Wien der Magistrat und in der Steiermark der Bürgermeister und 
der Gemeindekassier) ist verpflichtet den Entwurf des Rechnungsabschlusses (samt Bei-

                       
51 Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 12. Teil Rz 175 f. 
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lagen) spätestens drei Monate nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem Gemeinderat 
zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

Sollten im Prüfungsbericht oder im Zuge der Beratung des Gemeinderats Mängel des-
selben sichtbar werden, so muss der Gemeinderat die zur Behebung der Mängel not-
wendigen Maßnahmen beschließen. Sollten dem Gemeinderat im Zuge der Überprü-
fung gröbere Missstände auffallen, kann er daraus die Konsequenz ziehen und ein 
Misstrauensvotum gegen den Bürgermeister erheben. Danach ist der verbesserte Prü-
fungsbericht noch einmal dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen und erst 
danach sind die Rechnungsleger entlastet  

Wenn der Rechnungsabschluss jedoch überhaupt nicht erstellt wird, kann es 
schwerwiegende Folgen haben. Hierbei wird man mE jedoch zu unterscheiden haben, 
ob der Rechnungsabschluss nach Setzung einer etwaigen Nachfrist doch noch be-
schlossen wird, oder ob überhaupt kein Rechnungsabschluss zustande kommt. Sollte 
nämlich überhaupt keiner beschlossen werden, fehlt es an der ordnungsgemäßen Be-
sorgung der Aufgaben der Gemeinde und es kann zur Auflösung des Gemeinderats 
mit allen rechtlichen Folgen kommen. Wenn die Aufsichtsbehörde trotz Vorliegen von 
Fakten, die eine aufsichtsbehördliche Maßnahme erforderlich machen würden, nichts tut, 
dann stellt dies einen Missstand in der Landesverwaltung dar.52 

2.4 Prüfung der Gebarung und Konsequenzen für  
die Gemeindeorgane 

2.4  Prüfung der Gebarung und Konsequenzen 

2.4.1 Allgemeines 

Die Rechnungs- und Gebarungskontrolle dient der Sicherung der wirtschaftlichen und 
rechtmäßigen Verwendung von öffentlichen Mitteln. Weil diese Mittel auf Grund von 
rechtlichen Verpflichtungen durch die Allgemeinheit aufgebracht werden (zB Steuern) 
und weil auf Grund des politischen Einflusses auf die Gebarung die Gefahr eine Fehl-
verwendung groß ist (die Verantwortlichen tragen idR für die Folgen ihrer Entscheidun-
gen kein unmittelbares wirtschaftliches Risiko), besteht ein besonderes Schutzbedürf-
nis. 

Die Gemeindegebarung wird in unterschiedlichster Weise geprüft. Diese Prüfung er-
folgt entweder durch den  

► gemeindeeigenen Prüfungssausschuss (Kontrollausschuss und Kontrollämter), 

► durch die Aufsichtsbehörde des Landes, 

► oder in Gemeinden mit mindestens 20.000 Einwohnern durch den Rechnungshof. 

Diese mehrfachen Prüfungseinrichtungen schließen sich nach Neuhofer53 nicht aus. Die 
Überprüfung der Gemeindegebarung durch die Prüfungsorgane der Gemeinde, des 

                       
52 Schragel, Kommentar zum AHG3 (2003) 124. 
53 Neuhofer, Gemeinderecht2 507. 
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Landes und des Rechnungshofs sind einander in der Zielsetzung, sowie in der Art und 
Weise sehr ähnlich. 

2.4.2 Prüfung der Gebarung durch gemeindeeigene Prüfungsausschüsse 

Alle Gemeindeordnungen und einige Stadtrechte verpflichten den Gemeinderat, zur  
Überprüfung der Gemeindegebarung einen Prüfungsausschuss (Überprüfungsaus-
schuss, Kotrollausschuss) einzurichten (§ 82 nö GdO, § 86 stmk GdO, § 87 bgld GdO, 
§ 91 oö GdO, § 90 vlbg GdO, § 54 sbg GdO, § 109 tir GdO, § 92 krn AllgGdO, § 98 
SStG). Die einzelnen Gemeindeordnungen regeln in unterschiedlichster Weise, man-
che genauer, manche etwas ungenauer, wie der Prüfungsausschuss zu wählen ist, bzw 
wie er sich zusammensetzt. 

Der Gemeinderat kann den Prüfungsausschuss auch eine ihm nicht angehörende Per-
son als Sachverständigen beigeben, die Gebarung ist auf Wirtschaftlichkeit, Zweck-
mäßigkeit, Sparsamkeit und Gesetzeskonformität zu überprüfen.54 

In Österreich gibt es zurzeit in zwei Statutarstädten einen Stadtrechnungshof. Dies sind 
Graz und Linz. 

2.4.3 Kontrolle auf Bundesebene 

Geregelt ist die Rechnungs- und Gebarungskontrolle des Bundes in Art 121 – 128 B-VG 
(V. Hauptstück der Bundesverfassung) und im Rechnungshofgesetz (RHG; BGBl 
1948/144). Der RH ist organisatorisch ein Organ des Nationalrats, dh er zählt somit zur 
Legislative. Funktional ist der RH als Organ des Nationalrats oder der Landtage tätig, je 
nachdem in welchem Bereich er prüft. 

Die Hauptaufgabe des RH besteht in der Ausübung der Rechnungs- und Gebarungs-
kontrolle in den Bereichen 

► des Bundes, 

► der Länder, 

► von Gemeinden 

► und anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 

► sowie in wirtschaftlichen Unternehmungen, die solchen Rechtsträgern nahe stehen 
(Art 127 Abs 1 und Abs 3 B-VG). 

Der RH wird bei der Gemeindegebarungsprüfung als Organ des jeweiligen Landtags 
und nicht etwa als Organ des Gemeinderats tätig (Art 122 Abs 1 B-VG). 

2.4.3.1 Überprüfung des Voranschlags und Rechnungsabschlusses 

Bürgermeister von Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern haben die jährlichen 
Voranschläge und Rechnungsabschlüsse (diese noch vor ihrer Vorlage an den Ge-

                       
54 Vgl ausführlich Hengstschläger in Klug/Oberndorfer/Wolny (Hrsg), Gemeinderecht 16. Teil Rz 1 ff. 
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meinderat und spätestens sechs Monate nach Abschluss des Rechnungsjahres) dem 
Rechnungshof (und gleichzeitig auch der Landesregierung) vorzulegen (§ 18 Abs 5 
RHG). 

Nach der Überprüfung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse gibt der Rech-
nungshof dem Bürgermeister das Ergebnis bekannt. Der Bürgermeister hat, unter Be-
kanntgabe der allenfalls getroffenen Maßnahmen, zu diesen Prüfungsergebnissen inner-
halb von drei Monaten Stellung zu nehmen. Danach legt der Rechnungshof das Ergeb-
nis der Gebarungskontrolle inklusive einer allfälligen Stellungnahme des Bürgermeis-
ters (und einer darauf folgenden Stellungnahme des Rechnungshofs) der Landesregie-
rung und der Bundesregierung vor (§ 18 Abs 7 RHG). 

2.4.3.2 Aufgaben des RH 

Die ziffernmäßige Richtigkeit, Rechtmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit sind die Maßstäbe der Überprüfung der Gebarung durch den RH. 
Der RH hat jedoch nicht die Kompetenz, selbst Konsequenzen zu ziehen, sondern nur 
die Aufgabe etwaige Missstände aufzuzeigen. 

2.4.3.3 Überprüfungspflicht? 

Der RH hat im Fall der Überprüfung der Gebarung von Gemeinden (Art 127 a Abs 4  
B-VG) zwar eine Überprüfungskompetenz, jedoch keine Überprüfungspflicht. Dies 
ergibt sich schon aus dem Wortlaut des Art 127 a Abs 4 B-VG der davon spricht, dass 
der Rechnungshof „befugt“ ist, die Gebarung zu überprüfen. Das bedeutet, dass der 
Präsident des RH bestimmt, ob, wann und für welche Zeiträume eine Überprüfung vor-
genommen wird.55 

2.4.3.4 Kontrolle von Gemeinden unter 20.000 Einwohnern? 

Dem RH kommt gem Art 127 a Abs 1 B-VG und § 18 Abs 1 RHG nur eine Prüfungszu-
ständigkeit gegenüber Gemeinden mit mindestens 20.000 Einwohnern zu. Wenn 
Missstände in Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern vermutet werden, dann 
kann vom RH auf Ersuchen der jeweiligen Landesregierung auch die Gebarung von 
Kleingemeinden überprüft werden (Art 127 a Abs 7 B-VG, § 19 Abs 1 RHG). 

Das Prüfungsersuchen der Landesregierung ist jedoch gem Art 127 a Abs 7 B-VG an 
zwei Bedingungen gebunden. Erstens dürfen diese Prüfungsersuchen nur „fallweise“ 
gestellt werden und zweitens müssen sie noch entsprechend „begründet“ sein.56 

2.4.3.4 Kontrolle von Gemeindeverbänden mit weniger als 20.000 Einwohnern? 

Der RH ist außerdem für die Überprüfung der Gemeindeverbände gem Art 127 a 
Abs 8 B-VG verantwortlich. Art 127 a Abs 8 B-VG hat bis zur Entscheidung VfGH vom 

                       
55 Walter/Mayer, Bundesverfassungsrecht7 (1992) 435. 
56 Hengstschläger, Rechnungshofkontrolle (2000) 180. 
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5. 3. 1994 (VfSlg 13.705) jedoch missverstanden werden können. Denn nicht nur Ge-
meindeverbände mit mehr als 20.000 Einwohnern können vom RH überprüft werden, 
vielmehr wurde vom VfGH festgestellt, dass sich aus Art 121 Abs 1 B-VG ergibt, dass al-
le Gemeindeverbände unabhängig von der Einwohnerzahl der verbandsangehörigen 
Gemeinden der Rechnungshofkontrolle unterliegen. Bei der Prüfung der Gebarung von 
Gemeindeverbänden ist der RH daher unabhängig von der Größe der ihnen angehören-
den Gemeinden zuständig. 

2.4.4 Kontrolle auf Landesebene 

2.4.4.1 Landesrechnungshof 

Auch auf Landesebene ergeben sich verschiedentlich, auch ähnliche Kontrolleinrichtun-
gen in Form von Landeskontrollämtern, Kontrollbeamten, Landesrechungshof uä 
Die Rechtsgrundlagen für die Landesrechnungshöfe findet man mit unterschiedlichen 
Regelungen in den Landesverfassungsgesetzen (zB § 33 stmk LV-G) und den Landes-
rechnungshofgesetzen der einzelnen Länder. Ein eigenes Landesrechnungshofgesetz 
gibt es jedoch nicht in Niederösterreich. Dort finden sich die Regelungen über den Lan-
desrechnungshof in den Art 51 ff NÖ Landesverfassung 197957 unter dem Titel „Finanz-
kontrolle“. 

Eine Vorreiterrolle im Bereich der Landesrechnungshöfe kommt zweifelsohne der Stei-
ermark zu. Hier wurde im Jahr 1982 erstmals für ein österr Bundesland ein Landesrech-
nungshof eingerichtet.58 Kurz darauf wurde im Jahr 1984 auch einer in Salzburg einge-
richtet. Die anderen Bundesländer folgten erst 10 Jahre (und noch mehr) später. So trat 
beispielsweise erst mit 1. 3. 200359 das Gesetz über den Tiroler Landesrechnungshof in 
Kraft.60 

Gemäß § 9 steirischen Landesrechnungshof-Verfassungsgesetz hat sich die Überprü-
fung des Landesrechnungshofs insb auf die ziffernmäßige Richtigkeit, die Übereinstim-
mung mit den bestehenden Vorschriften, ferner auch auf die Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit zu erstrecken. 

2.4.4.1.1 Prüfungsverlangen in den einzelnen Ländern 

Grundsätzlich sehen alle Landesrechnungshofgesetze das Recht der Initiativprüfung 
des Landesrechnungshofs vor. In jedem Land kann weiters der Landtag und auch der 
mit der Finanzkontrolle betraute Ausschuss Sonderaufträge erteilen.61 Dazu kommen 
noch unterschiedlich ausgestattete Minderheitenrechte. So zB in Kärnten, wo jedes 
Mitglied des Kontrollausschusses das Recht hat, zweimal jährlich ein Prüfungsverlangen 
zu stellen (§ 13 Abs 2 iVm Abs 5 K-LRHG). 

                       
57 NÖ LGBl 0001-0. 
58 Steiermärkisches Landesrechnungshof-Verfassungsgesetz, LGBl 1982/59. 
59 Tiroler Landesrechnungshofgesetz, LGBl 2003/18. 
60 Buchner in Klug (Hrsg), Öffentliche Kontrolle (2004) 65 ff. 
61 Buchner in Klug (Hrsg), Öffentliche Kontrolle 70. 
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Im Vergleich zu anderen Landesrechnungshofvorschriften, sind die Minderheitenrechte 
für Landtagsparteien in Niederösterreich weniger ausgeprägt. In der Steiermark und Tirol 
ist das Recht der Landesregierung hingegen im Vergleich zu den anderen Ländern ein-
geschränkt.62 So bedarf in diesen beiden Ländern das Verlangen der Landesregierung 
auf Durchführung einer Sonderprüfung der Zustimmung durch den Kontrollausschuss 
(§ 26 stmk LRH-VG, § 3 tir LRHG). 

Eine Besonderheit – vor allem unter dem demokratischen Aspekt – gilt in der Steiermark 
und in Vorarlberg. Dort kann auf Grund einer Volksinitiative ein Prüfungsantrag er-
wirkt werden (§ 67 Abs 4 vlb LV, § 26 Abs 3 stmk LRH-VG). In der Steiermark sind dafür 
mindestens 2 vH Unterschriften der Wahlberechtigten, in Vorarlberg mindestens 
5.000 Unterschriften von wahlberechtigten Landesbürgern erforderlich. 

2.4.4.1.2 Durchführung der Gebarungskontrolle auch auf Antrag? 

Wie bereits erwähnt, kann die Gebarungskontrolle durch den Landesrechnungshof 
entweder von Amts wegen, oder auf Antrag durchgeführt werden. Der Antrag auf Ge-
barungskontrolle kann  

► vom Landtag, 

► von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtags  

► oder vom Kontroll-Ausschuss auf Anregung der Landesregierung oder eines Mit-
glieds der Landesregierung für seinen jeweiligen Geschäftsbereich (§ 26 Abs 2 stmk 
LRH-VG), 

gestellt werden. Andere LRHG wie zB das bgld (§ 5 Abs 1 Z 2 iVm § 5 Abs 2 bgld 
LRGH) sehen noch andere Organe, wie zB den Landtagsklub vor, die einen Antrag auf 
Prüfung stellen können. 

Wie bereits erwähnt, sieht das stmk LRH-VG und die vbg LV weiters vor, dass dieser An-
trag auf Gebarungskontrolle auf Grund einer Volksinitiative gestellt werden kann. Dar-
aus folgt, dass ein Antrag sehr wohl möglich ist. Eine freiwillige Unterwerfung der Ge-
meinden unter die Kontrolle des Landesrechnungshofs ist jedoch in keinem LRHG vor-
gesehen. 

2.4.4.1.3 Besteht eine Wahlmöglichkeit zwischen dem Bundesrechnungshof und 
dem Landesrechnungshof? 

In den einschlägigen Gesetzestexten (LRHG und RHG) finden sich keine Hinweise auf 
eine Wahlmöglichkeit zwischen dem Bundes- und dem Landesrechnungshof. Da der 
Rechnungshof die Gebarung einer Gemeinde mit weniger als 20.000 Einwohnern nur 
fallweise und auf begründetes Ersuchen der Landesregierung prüft, ergibt sich hinsicht-
lich der Finanzkontrolle durch dieses „externe“ Organ ein Kontrolldefizit. 

In Salzburg und Burgenland wurde ein Stück in die Richtung Beseitigung des Kontrollde-
fizits gegangen. Hier wurde dem Landesrechnungshof die Aufgabe zugedacht, ein Gut-
                       
62 Buchner in Klug (Hrsg), Öffentliche Kontrolle 70. 
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achten für die behördliche Gemeindeaufsicht zu erstellen (§ 8 Abs 3 sbg LRHG, § 2 
abs 1 Z 4 bgl LRHG). Diese Vorgehensweise kann man jedoch nicht als Wahlmöglichkeit 
zwischen Bundes- und Landesrechnungshof durch die Landesregierung verstehen. Der 
RH bleibt gem Art 127 a Abs 1 B-VG weiterhin zuständig für die Überprüfung der Ge-
meindegebarung, es liegt aber im Ermessen der Landesregierung, Landesrechnungshö-
fe (wie es schon in Salzburg und Burgenland geschehen ist), als Gutachter über die 
Gebarung der Gemeinde einzusetzen. 

2.4.4.2 Aufsichtsbehörde 

Die Aufsichtsrechte des Landes über die Gemeindegebarung dahin, dass diese wirt-
schaftlich, sparsam und zweckmäßig ist, sind in Art 119 a Abs 2 B-VG geregelt. Die Ge-
meindeordnungen und Stadtrechte übernehmen diese bundesverfassungsgesetzliche 
Bestimmung voll inhaltlich. Gemäß § 87 stmk Gemeindeordnung sind den Amtsorganen 
von der Gemeinde alle Auskünfte zu erteilten und die erforderlichen Unterlagen zur 
Gebarungsüberprüfung bzw Wirtschaftlichkeitsprüfung zur Verfügung zu stellen. 

Die Überprüfung erstreckt sich 

► auf die Buch- und Kassenführung; 

► die Führung der Vermögensgebarung; 

► die Erstellung des Voranschlags bzw des Wirtschaftsplans sowie des Rechnungsab-
schlusses bzw der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung. 

Das Ergebnis der Überprüfung ist dem Bürgermeister zur unverzüglichen Vorlage an 
den Gemeinderat zu übermitteln und von diesem zu beraten. Der Bürgermeister hat über 
die aufgrund des Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen innerhalb von 
3 Monaten der Aufsichtsbehörde und dem Gemeinderat zu berichten. 
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3. DIE ZIVILRECHTLICHE VERANTWORTLICHKEIT DER  
GEMEINDEORGANE UND IHRER MITGLIEDER 

3.  Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Gemeindeorgane 

Die Gemeinde als juristische Person öffentlichen Rechts handelt durch ihre Organe. Die-
se geben rechtsgeschäftliche Erklärungen gegenüber Dritten im Namen der Gemeinde 
ab. Im Rahmen dieser Tätigkeiten der Gemeindeorgane für die Gemeinde kann es vor-
kommen, dass entweder die Gemeinde selbst oder dritte Personen durch diese Tätigkei-
ten geschädigt werden. Regelmäßig wird sodann die Frage nach der Haftung des Ge-
meindeorgans für den eingetretenen Schaden gestellt. Ob und in welchem Umfange 
das Gemeindeorgan bzw das Mitglied des Gemeindeorgans für einzelne Schäden haft-
bar ist bzw auf Basis welcher haftungsrechtlichen Bestimmungen eine derartige Haftung 
vorliegt, wird im Kap 3.3.1.3 sowie 3.2 dargelegt. 

Zu unterscheiden ist einerseits, ob die Gemeinde selbst oder „ein Dritter“ geschädigt 
wurde und andererseits, ob die Schädigung bei „hoheitlicher Verwaltung“ oder „Pri-
vatwirtschaftsverwaltung“ erfolgte. 
3.  Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Gemeindeorgane 

3.1 Haftung im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung 
3.1  Haftung im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung 

Zu den Tätigkeiten der Gemeinde, die der Privatwirtschaftsverwaltung zugerechnet 
werden, zählen ua 

► der Erwerb, die Veräußerung, die Verpfändung oder sonstige Belastungen von 
Grundstücken, sowie beweglicher Sachen, 

► die Aufnahme und Gewährung von Darlehen, 

► die Übernahme von Bürgschaften und sonstigen Haftungen, 

► der Abschluss und die Auflösung von Bestandsverträgen, 

► die Vergabe von Leistungen; 

► die Erhaltung und Verwaltung des öffentlichen Gutes; 

► die Errichtung und der Betrieb von Schulen, Kindergärten und Krankenhäusern. 

Da die Gemeinde eine juristische Person ist, und als solche nicht selbst handeln kann, 
gelten die gemeinderechtlichen Gebote und Verbote63 für die Gemeindeorgane sowie 
für jene Gemeindebediensteten, die mit der Erfüllung von Aufgaben der Privatwirt-
schaftsverwaltung betraut sind. 

Ein Verstoß gegen diese gemeinderechtlichen Bestimmungen stellt für die Vertragsbe-
diensteten eine Verletzung des Dienstvertrags und für die Beamten eine Verletzung 

                       
63 ZB § 118 Abs 4 B-VG, der vorschreibt, dass die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs von der Gemeinde 

„im Rahmen der Gesetze und Verordnungen des Bundes und der Länder“ zu besorgen sind, oder die Vorschriften in 
den Gemeindeordnungen oder Stadtrechten. 
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der öffentlich-rechtlichen Dienstpflichten dar. Denn sowohl Vertragsbedienstete als 
auch Beamte sind bei der Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben zur Beachtung der gel-
tenden Rechtsordnung verpflichtet. Diese Verpflichtung umfasst aber nicht nur die Be-
achtung der vom Vertragsbediensteten bzw Beamten zu vollziehenden Verwaltungsvor-
schriften, sondern auch zivilrechtliche Bestimmungen, zu denen die (schadenersatz-
rechtlichen) Bestimmungen des ABGB zählen. 

3.1.1 Grundsätzliches zur Haftung nach dem ABGB 

Im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung richtet sich die Verpflichtung der Organe zum 
Ersatz des dem Rechtsträger (Gemeinde, Gemeindeverband) oder einem Dritten 
schuldhaft und rechtswidrig zugefügten Schadens nach den Bestimmungen des bür-
gerlichen Rechts insb den Schadenersatzvorschriften gem §§ 1295 ff ABGB. 

Voraussetzung für eine Haftung der Organwalter und Gemeindebediensteten ist, dass: 

► das Verhalten des Organwalters bzw Gemeindebediensteten kausal für den einge-
tretenen Schaden sein muss (Kausalität); 

► die Rechtswidrigkeit des Verhaltens des Organwalters bzw Gemeindebediensteten 
muss aus einem Verstoß gegen Verbote oder Gebote der Rechtsordnung resul-
tieren; denkbar sind weiters Vertragsverletzungen sowie Verstöße gegen Schutz-, 
Sorgfalts-, und Aufklärungspflichten (culpa in contrahendo); 

► das schädigende Ereignis darf nicht durch eine Verkettung außergewöhnlicher Um-
stände eingetreten sein (Adäquanz); 

► ein Rechtfertigungsgrund darf nicht vorliegen; 

► und dem Organwalter bzw Gemeindebediensteten muss die Nichteinhaltung der 
objektiv gebotenen Sorgfalt vorwerfbar sein (Verschulden). 

Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, besteht ein Schadenersatzanspruch 
der geschädigten Gemeinde oder des geschädigten Dritten gegenüber dem schädigen-
den Organwalter bzw Gemeindebediensteten. 

Die Rechtswidrigkeit von Handlungen oder Unterlassungen eines Gemeindeorgans ist 
insb auf Basis seiner organschaftlichen vertraglichen oder gesetzlichen Dienstpflichten 
zu beurteilen. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, dass die diversen Ge-
meindeordnungen und Stadtrechte in Ausgestaltung des B-VG, des F-VG, der Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV) sowie der Gemeindehaushaltsord-
nungen eine Vielzahl von Regelungen enthalten, welche den Organen die Privatwirt-
schaftsverwaltung der Gemeinde durchzuführen gestatten. 

Zu verweisen ist auf die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-
ßigkeit, auf die Vergabevorschriften, auf die Regelungen zu wirtschaftlichen Unterneh-
mungen, auf die Grundsätze der Haushaltsführung im Allgemeinen. 
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3.1.1.1 Vertrags- und Deliktshaftung 

Ist durch die Tätigkeit des Organs nicht die Gemeinde selbst, sondern eine dritte Per-
son geschädigt, sind zur Klärung der Haftungsfrage weitere Unterscheidungen zu tref-
fen. Es muss zwischen der Haftung aus Vertrag (ex contractu) und der Haftung aus 
Delikt (ex delicto) unterschieden werden. 

Deliktshaftung ist die Haftung, die sich aus der Verletzung einer Verhaltenspflicht er-
gibt, besteht für jedermann gegenüber jedermann. Derartige Verhaltenspflichten ergeben 
sich aus den Schutzgesetzen, die absolute Rechte sichern sollen. Bei derartigen delikti-
schen Schädigungen haften die Gemeinde und das Organ den Dritten gegenüber  
solidarisch für den Gesamtschaden. 

Vertragshaftung bedeutet hingegen, dass ein vertragsbrüchiger Teil seinem Partner Er-
satz leisten muss. Zu der Ersatzpflicht gegenüber dem anderen Teil führt die Rechtswid-
rigkeit, die sich aus der Vertragsverletzung ergibt. 

Des Weiteren ist von der Rechtsprechung und der Lehre anerkannt, dass mögliche Ge-
schäftspartner schon mit der Aufnahme eines Kontakts zu rechtsgeschäftlichen Zwe-
cken in ein beiderseitiges Schuldverhältnis treten, das sie zu gegenseitiger Rück-
sichtnahme bei der Vorbereitung und beim Abschluss des Rechtsgeschäfts verpflichtet. 
Dieses vorvertragliche Schuldverhältnis beruht nicht auf dem Willen der Partei, au-
ßerdem entsteht es unabhängig davon, ob später ein Vertrag abgeschlossen wird oder 
nicht. Es handelt sich dabei um ein Schuldverhältnis ohne Hauptleistungspflicht, das 
Schutz-, Sorgfalts- und Aufklärungspflichten beinhaltet (culpa in contrahendo).64 Auch 
öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaften kann eine Haftung für die Verletzung dieser 
vorvertraglichen Pflichten treffen.65 

Bei der Vertragsverletzung trifft jeden Partner die besondere Gehilfenhaftung (§ 1313a 
ABGB anstelle von § 1315 ABGB) und des weiteren ist der vertragsbrüchige Teil auch 
verpflichtet, den Schaden am bloßen Vermögen zu ersetzen. Entsteht eine Vertragshaf-
tung der Gemeinde durch die Verletzung einer Vertragspflicht durch ein Gemeindeorgan, 
so haftet für den entstandenen Schaden gegenüber dem Geschädigten ausschließlich 
die Gemeinde, nicht jedoch das Gemeindeorgan (Gehilfenhaftung gemäß § 1313 a 
ABGB). 

Schließlich ist die Unterscheidung wichtig in der Beweislastverteilung. Während der de-
liktisch Geschädigte das Verschulden des Schädigers beweisen muss (§ 1296 ABGB), 
hat der vertragsbrüchige Schuldner zu beweisen, dass ihn an der Vertragsverletzung 
kein Verschulden trifft (§ 1298 ABGB).66 Daher ist die vertragliche Haftung für den Ge-
schädigten wesentlicher günstiger als die deliktische. 

                       
64 Vgl zB OGH 3 Ob 509/95, 1 Ob 539/88 und Rummel in Rummel, ABGB I3 (2000) § 861. 
65 OGH 3 Ob 509/95. 
66 Welser in Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 (2006) 316 f. 
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3.1.1.2 Gehilfenhaftung gemäß §§ 1313 a und 1315 ABGB 

Grundsätzlich hat jeder nur für sein eigenes Verhalten, und nicht für fremdes einzuste-
hen (vgl § 1313 ABGB). Davon gibt es jedoch Ausnahmen. So wird in den §§ 1313 a und 
1315 ABGB die Haftung des Geschäftsherrn für seine Gehilfen geregelt. Die Haftung der 
Geschäftsherren geht verschieden weit, je nachdem, ob die schädigende Hilfsperson Er-
füllungsgehilfe (§ 1313 a ABGB) oder Besorgungsgehilfe (§ 1315 ABGB) ist. 

Erfüllungsgehilfe ist jene Person, die vom Geschäftsherrn zur Erfüllung eines beste-
henden Schuldverhältnisses eingesetzt wird. Bei der Erfüllungsgehilfenhaftung haftet 
der Geschäftsherr nur für schädigende Handlungen, die mit der Erfüllung in einem inne-
ren Zusammenhang stehen. Darunter sind Schäden durch die Erfüllung (Verletzung der 
Hauptleistungspflicht, Nebenpflicht oder Schutzpflicht) zu verstehen. Für Nachteile, die 
der Gehilfe dem Gläubiger sonst („anlässlich“ der Erfüllung) zugefügt hat, haftet der Ge-
schäftsherr nicht.67 

Jene Person, derer sich der Geschäftsherr zur Besorgung irgendwelcher Angelegenhei-
ten bedient, ist Besorgungsgehilfe. Der Geschäftsherr steht in diesem Fall in keinem 
bestehenden Schuldverhältnis zum Geschädigten. Bei der Besorgungsgehilfehaftung 
haftet der Geschäftsherr nur, wenn er sich einer untüchtigen oder wissentlich gefähr-
lichen Person bedient. Es muss sich gerade jene Gefährlichkeit realisieren, von wel-
cher der Geschäftsherr Kenntnis hatte, damit eine Haftung nach § 1315 ABGB greift. 

3.1.1.3 Schädigung durch Kollegialorgane 

Es stellt sich natürlich auch die Frage, ob sämtliche Mitglieder des Kollegialorgans der 
Gemeinde oder einem Dritten schadenersatzpflichtig sind, wenn dieses einen Beschluss 
fasst, durch den die Gemeinde oder ein Dritter geschädigt wird. Im Gegensatz zum 
AHG oder OrgHG enthält das ABGB keine ausdrücklichen Regelungen. Es ist zu klären, 
ob innerhalb der Gruppe der Organwalter eine haftungsrechtliche Differenzierung vorge-
nommen werden muss. 

3.1.1.3.1 Organwalter, die für einen Beschluss gestimmt haben 

Hier ist zwischen zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden: 

► Die erforderliche Mehrheit für die Beschlussfassung ist gerade erreicht worden. Da 
somit jeder Organwalter mit seiner abgegebenen Stimme zum gesamten Schaden 
beigetragen hat, kommt es zu einer Solidarhaftung der Organwalter, die für den 
Antrag gestimmt haben, gegenüber der geschädigten Gemeinde bzw gegenüber 
dem geschädigten Dritten (§ 1302 ABGB).68 

► Ist der Antrag jedoch mit mehr als einer Stimme abgesichert, könnte sich jeder Or-
ganwalter, welcher für den Beschluss gestimmt hat, darauf berufen, dass der Be-

                       
67 Welser in Koziol/Welser, Bürgerliches Recht 333 f. 
68 Eypeltauer/Strasser, Haftung der Organe (1987) 30 f. 
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schluss auch ohne seine Stimme die erforderliche Mehrheit gefunden hätte, und sei-
ne Stimme somit für eingetretene Schäden nicht kausal war.69 

Da dies jedoch zu keiner sachgerechten Lösung führen würde, sind in der Rechtsord-
nung Ausnahmen von diesem Verursacherprinzip vorgesehen. Die Haftung mehrerer Tä-
ter, die in §§ 1301 und 1302 ABGB angeordnet ist, zählt zu diesen Ausnahmen. 

So haften mehrere Täter auch dann solidarisch, wenn sie nicht gemeinschaftlich 
vorgegangen sind und sich die von jedem einzelnen verursachten Schadensanteile nicht 
bestimmen lassen. Deshalb leitet die Lehre in analoger Anwendung des § 1302 ABGB 
eine Solidarhaftung der möglichen Täter ab, wenn mehrere Personen als Schädiger in 
Betracht kommen, aber nicht festgestellt werden kann, welcher der Täter tatsächlich den 
Schaden verursacht hat.70 

Zwar hat nicht jeder Organwalter, der für den Antrag gestimmt hat, nachweislich kausal 
gehandelt, jedoch liegt ein Kausalitätsverdacht vor, der durch ein konkret gefährliches 
Verhalten ausgelöst wurde. Da sich kein Organwalter auf des Stimmverhalten der übri-
gen Mitglieder des Kollegialorgans verlassen darf, ist das Stimmverhalten jedes einzel-
nen Organwalters für den eingetretenen Schaden konkret gefährlich.71 

Der geschädigten Gemeinde bzw dem geschädigten Dritten haften somit jene Organwal-
ter, die für den schädigenden Beschluss gestimmt haben, es sei denn, sie können den 
Kausalitätsverdacht entkräften72 oder es kann ihnen kein Verschulden zur Last gelegt 
werden. 

Eypeltauer/Strasser73 führen jedoch aus, dass eine Haftung der Organwalter dann nicht 
bestimmt werden kann, wenn eine Abstimmung im Kollegialorgan geheim durchgeführt 
worden ist. Eine Haftung der Organwalter scheitert somit an der Unmöglichkeit des 
Nachweises ihres Stimmverhaltens. Lediglich wenn der Beschluss einstimmig gefasst 
wurde, kommt es zu einer Haftung der Organwalter. 

3.1.1.3.2 Organwalter, die nicht für den Beschluss gestimmt haben 

Das Verhalten von Mitgliedern des Kollegialorgans, die sich ihrer Stimme enthalten ha-
ben oder gegen den Antrag gestimmt haben, bzw überhaupt nicht zur Sitzung erschie-
nen sind, war nicht kausal für den schädigenden Erfolg. 

Wenn sie die Verpflichtung gehabt hätten, den Beschluss oder dessen Durchführung zu 
verhindern, besteht bei Vorwerfbarkeit der Nichteinhaltung dieser Verpflichtung auch ei-
ne Haftung derjenigen Organwalter, die nicht für den schädigenden Beschluss gestimmt 

                       
69 Eypeltauer/Strasser, Haftung 31. 
70 Eypeltauer/Strasser, Haftung 31. 
71 Eypeltauer/Strasser, Haftung 32. 
72 Dies ist nach einer in der Lehre vertretenen Meinung dann möglich, wenn eine Mehrheitsgruppe von vornherein mit 

der festen Vereinbarung in die Sitzung des Kollegialorgans gegangen ist, den Beschluss in ihrem Sinn herbeizufüh-
ren, und daher ein Auftreten dagegen sowie ein gegenteiliges Stimmverhalten nichts bewirkt hätte. Es fehlt somit an 
potentieller Kausalität (Eypeltauer/Strasser, Haftung 32 f). 

73 Eypeltauer/Strasser, Haftung 33. 



 3.  Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Gemeindeorgane 

 Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG] 44 

haben. Denn nicht nur aktives Tun, sondern auch ein Unterlassen kann für die Herbei-
führung eines Schadens kausal sein.74 

Vorwerfbar wäre ihre Verhalten, wenn sie es etwa unterlassen hätten, die übrigen Mit-
glieder des Kollegialorgans über die schädigenden Folgen des Beschlusses aufzuklären, 
oder wenn sie den Versuch unterlassen hätten, auf das Stimmverhalten der übrigen Or-
ganwalter einzuwirken, oder es unterlassen hätten, die Aufsichtsbehörde zu informieren. 
Diese Verpflichtung ergibt sich aus dem Gelöbnis, dass die Mitglieder des Gemeinde-
rats- bzw des Gemeindevorstands bei ihrer Angelobung abgeben müssen. Da die im Ge-
löbnis zum Ausdruck kommende Verpflichtung, alle Gesetze zu beachten und das 
Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern, lediglich ge-
genüber der Gemeinde gilt, begründet eine Verletzung dieser Verpflichtung jedoch keine 
Rechtswidrigkeit der Unterlassung gegenüber einem Dritten.75 

Sollte das Kollegialorgan jedoch von der Sitzung fernbleiben, müssen gewisse Ein-
schränkungen der Haftung getroffen werden. Es kann nur als haftungsbegründend an-
gesehen werden, wenn ein sorgfältiger Gemeindefunktionär erkennen hätte können, 
dass es in der betreffenden Sitzung zu dem konkreten Beschluss kommen wird. Sein 
Fernbleiben kann dem Kollegialorgan deshalb nicht vorgeworfen werden, wenn sich die 
Angelegenheit nicht auf der Tagesordnung für die Sitzung befunden hat und erst in der 
Sitzung ein unvorhergesehener Dringlichkeitsantrag gestellt wird, der auch zur Behand-
lung gelangt.76 

Der Berichterstatter eines Kollegialorgans kann überdies auch aus einer unrichtigen 
oder unvollständigen Sachverhaltsdarstellung (Entscheidungsgrundlage) an das Kol-
legialorgan haftbar werden. Sinngemäß müssen auch hier Kausalität, Rechtswidrigkeit 
und Schuldhaftigkeit des Verhaltens des Berichtserstatters nachgewiesen werden. 

3.1.1.3.3 Haftung 

Gegenüber der geschädigten Gemeinde oder dem Dritten kommt es zu einer Solidar-
haftung der ersatzpflichtigen Organe, da jeder in zurechenbarer Weise den gesamten 
Schaden verursacht hat. Ersetzt ein einziger Organwalter den gesamten Schaden, be-
sitzt er einen Regressanspruch gegen die Mitschuldner nach § 1302 ABGB. Gem 
§ 896 ABGB richtet sich der interne Ausgleich unter den Gesamtschuldnern nach dem 
zwischen ihnen bestehenden besonderen Verhältnis. Dh jener Organwalter, dem grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt, haftet für mehr, als jener Organwalter, dem bloß leichte 
Fahrlässigkeit vorwerfbar ist. 

3.1.1.4 Haftung des Dienstnehmers 

Die Haftung des Dienstnehmers ist nach den Bestimmungen des Dienstnehmerhaft-
pflichtgesetz (DHG) beschränkt. Das DHG gilt für Dienstnehmer „in einem privatrechtli-

                       
74 Eypeltauer/Strasser, Haftung 33. 
75 Eypeltauer/Strasser, Haftung 33. 
76 Eypeltauer/Strasser, Haftung 35 f. 
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chen oder in einem öffentlich-rechtlichen Dienst(Lehr)verhältnis“ (§ 1 Abs 1 DHG). Auf 
Grund des schon Erwähnten ergibt sich, dass dieses Gesetz nicht gilt, wenn der 
Dienstnehmer (als Organ) „in Vollziehung der Gesetze“ (Hoheitsverwaltung) dem 
Rechtsträger oder einem Dritten den Schaden zufügt (§ 1 Abs 2 DHG). Auf Organe einer 
Gemeinde ist das DHG generell nicht anwendbar,77 die Abgrenzung ist jedoch fließend 
und einzelfallbezogen. 

3.1.2 Vertretung 

Juristischen Personen des öffentlichen Rechts (Bund, Länder, Gemeinden) kommt zwar 
Rechtsfähigkeit zu, jedoch können sie nicht selbst handeln. Vielmehr bedarf es natürli-
chen Personen (Organen), die für sie tätig werden. Diese Organe handeln als Vertreter 
der juristischen Person (eben auch der Gemeinde) und das Rechtsgeschäft kommt 
auch zustande, wenn sie im Rahmen ihres satzungsmäßigen Wirkungsbereichs Ge-
schäfte namens der juristischen Person abschließen. Vertragspartner (und damit Trä-
ger der aus dem Vertrag entspringenden Rechte und Pflichten) wird die juristische Per-
son. 

Bei Geschäften juristischer Personen des öffentlichen Rechts wird zwischen dem für den 
Geschäftspartner wesentlichen Außenverhältnis (Vertretungsmacht) und dem Innen-
verhältnis (Geschäftsführungsbefugnis, Willensbildung) unterschieden. Wie auch bei 
anderen juristischen Personen kann diese Vertretungsmacht organschaftlich (zB durch 
die Gemeindeordnung) oder rechtsgeschäftlich begründet sein, aber auch auf dem 
Anvertrauen einer Verwaltung (§ 1029 ABGB) beruhen. Die dem Organ eingeräumte 
Vertretungsmacht kann jedoch dadurch eingeschränkt werden, indem das Mitwirken ei-
nes anderen Organs vorgesehen wird. 

3.1.2.1 Vertretungsbefugnis 

Bei der Vertretung der Gemeinden durch den Bürgermeister, dem die Gemeindeordnun-
gen und Satzungen regelmäßig eine pauschale, umfänglich nicht näher bestimmte Ver-
tretungsmacht einräumen, judiziert der OGH, dass dieser nur entsprechend seiner Ge-
schäftsführungsbefugnis vertretungsbefugt sei.78 Ist für bestimmte Geschäfte eine schrift-
liche Unterfertigung durch ein oder mehrere Mitglieder des Gemeinderats oder Gemein-
devorstands nötig bzw sind bestimmte Geschäfte dem Gemeinderat oder Gemeindevor-
stand vorbehalten, stellt dies nicht nur eine bloße Organisationsvorschrift über die inter-
ne Willensbildung öffentlich rechtlicher Körperschaften dar. Die Vertretungsmacht des 
Bürgermeisters ist dadurch beschränkt. Die ohne Mitwirkung des Gemeinderats oder 
Gemeindevorstands getätigten Geschäfte sind (schwebend) unwirksam.79 

                       
77 Eppeltauer/Strasser, Haftung 38 ff mwN 
78 OGH 3 Ob 554/88 und Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB IV3 (2006) § 867. 
79 OGH 1 Ob 625/81, 3 Ob 509/95 ua und Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB IV3 § 867 ABGB. 
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3.1.2.2 Beschlusserfordernisse als privatrechtliche Wirksamkeitsvoraus- 
setzungen 

Der OGH judizierte zunächst hinsichtlich der Gültigkeit von Geschäften ohne Mitwirkung 
des Gemeinderats bzw Gemeindevorstands in ständiger Rechtssprechung, dass ge-
meinderechtliche Beschlusserfordernisse als privatrechtliche Wirksamkeitsvorausset-
zungen des Rechtsgeschäfts zu behandeln sind.80 

Hierbei wies der OGH regelmäßig darauf hin, dass es für die Frage der Gültigkeit eines 
von einer Gemeinde abgeschlossenen Vertrags entscheidend auf die Bestimmungen 
der Gemeindeordnung ankommt. Wer mit einer Gemeinde einen Vertrag schließt, 
muss demgemäß die für ihre Willensbildung geltenden öffentlich-rechtlichen Beschrän-
kungen beachten und auch dann gegen sich gelten lassen, wenn er sie nicht gekannt 
haben sollte.81 Ist sohin eine Genehmigung durch den Gemeinderat erforderlich, dann 
sind nach dieser Judikatur die ohne eine solche Genehmigung vom Bürgermeister abge-
schlossenen Rechtsgeschäfte grundsätzlich für die Gemeinde nicht verbindlich.82 

Dieser Standpunkt der Judikatur, welcher die Vertretungsbefugnis des Bürgermeisters 
als eine durch die Kompetenz von Kollegialorganen eingeschränkte versteht, wurde von 
der Lehre zum Teil nicht gebilligt. Diese forderte vielmehr, dass eine differenzierte Lö-
sung im Einzelfall gesucht werde und die Nichtigkeit von Verträgen nicht selbstverständ-
liche Folge der Verletzung öffentlich-rechtlicher Vorschriften sei.83  

3.1.2.3 Vertrauen auf den äußeren Tatbestand 

In einzelnen Entscheidungen ist der OGH zwischenzeitig dieser Forderung der Lehre 
nachgekommen und nimmt eine differenzierte Prüfung und Beurteilung des zugrunde 
liegenden Sachverhalts durch Heranziehung der Rechtsfiguren der Anscheins- bzw 
Duldungsvollmacht vor. 

Nach der Lehre der Anscheinsvollmacht kann Vertretungsmacht nicht nur durch interne 
oder externe Willenserklärung des Vollmachtgebers entstehen, sondern auch durch die 
sogenannte Vollmachtskundgabe. Demgemäß setzte der Vertretene ein Verhalten das 
bei einem gutgläubigen Dritten die begründete Annahme rechtfertigt, er habe – bereits 
früher – Vollmacht erteilt.84 

Auch bei der Duldungsvollmacht tritt der Vertreter ohne ausdrückliche Vollmacht im 
Rechtsverkehr auf. Der Vertretene muss sich hierbei dass Verhalten des Vertreters dann 
zurechen lassen, wenn er es gekannt und geduldet hat. 

Die gemeinderechtlichen Formalerfordernisse als zwingende privatrechtliche Wirksam-
keitsvoraussetzungen des Rechtsgeschäfts werden nunmehr in Entscheidungen durch 

                       
80 OGH 15. 7. 1981 SZ 54/11 = JBl 1982, 197 (Wilhelm) = EvBl 1981, 209 = NZ 1982, 184 = HS 12793; OGH 27. 9. 

1989 JBl 1990, 534; 1 Ob 669/90; 2 Ob 182/01 f; 8 Ob 111/07 t; 1 Ob 18/08 s. 
81 OGH 1 Ob 229/97 a; 7 Ob 147/05 a. 
82 OGH 1 Ob 625/81; SZ 54/11 = EvBl 1981/209 (86); JBl 1982, 197. 
83 Vgl Bydlinski, Die privatwirtschaftliche Tätigkeit des Staates in privatrechtlicher Hinsicht, JBl 1968, 9 ff; Eccher/ 

Purtscheller, Zur Gültigkeit privatrechtlicher Verträge juristischer Personen des öffentlichen rechts, JBl 1977, 561 ff. 
84 Apathy in Schwimann ABGB IV3 § 1029 Rz 7. 
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die Anwendung der Figur der Duldungs- und Anscheinsvollmacht gemildert. Demnach 
wird ein Dritter in seinem Vertrauen auf den äußeren Tatbestand dann geschützt, wenn 
das kompetente Organ den Anschein erweckt, die Handlung sei durch seine Beschluss-
fassung gedeckt.85 Dies hat zur Folge, dass unter gewissen Voraussetzungen ein 
Rechtsgeschäft auch ohne eine an sich erforderliche Beschlussfassung gültig zustande 
kommt. Der Schutz des Vertrauens auf den äußeren Tatbestand hat folgende Voraus-
setzungen:86 

► Der äußere Tatbestand muss vom zuständigen Organ der Gemeinde, also vom Kol-
legialorgan, dem die Beschlussfassung vorbehalten ist, gesetzt worden sein.87 

► Weiters muss der äußere Tatbestand darin bestehen, dass das Organ durch sein 
Verhalten den Anschein erweckt hat, der Abschluss des Rechtsgeschäfts sei 
durch seine Beschlussfassung gedeckt.88   
Dies bedeutet, dass Umstände vorhanden sein müssen, die geeignet waren, im Drit-
ten den begründeten Glauben zu erwecken, dass der Vertreter zum Abschluss des 
Geschäfts befugt sei.89 Dies bedeutet jedoch nicht, dass bereits aus einer allfällig 
nachträglichen Genehmigung vom Bürgermeister allein abgeschlossener Verträge 
durch den Gemeinderat bereits der Schluss gezogen werden kann, dass der Ge-
meinderat auch für den Abschluss künftiger Rechtsgeschäfte auf seine Mitwirkung 
verzichten werde.90 

► Schließlich ist Gutgläubigkeit des Vertragspartners eine weitere Voraussetzung 
für die Berufung auf eine Duldungs- oder Anscheinsvollmacht.91 

Aufgrund der unterschiedlichen Judikatur sollte daher eine Gebietskörperschaft immer 
von dem für sie ungünstigeren Fall ausgehen, nämlich, dass der Vertrauensschutz ge-
genüber Dritten, dh Bürgern überwiegt und die Gemeinde die Anscheins- bzw Duldungs-
vollmacht gegen sich gelten lassen muss; die Vertretungsregelungen der Gemeindeord-
nung, dh die inneren Organisationsregeln, beschränken die Haftung der Gemeinde nicht. 

3.2 Grundlagen der Organ- und Amtshaftung 
3.2  Grundlagen der Organ- und Amtshaftung 

Je nachdem, bei wem der Schaden eingetreten ist, unterscheidet man zwei Arten der 
Haftung. Die Amtshaftung und die Organhaftung. Die verfassungsrechtliche Grundlage 
sowohl für das Organhaftpflichtgesetz, als auch für das Amtshaftungsgesetz befindet 
sich im Art 23 B-VG. Demnach haften Körperschaften des öffentlichen Rechts für den 
Schaden, den die als ihre Organe handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze 
durch ein rechtswidriges Verhalten wem immer schuldhaft zugefügt haben. 

                       
85 OGH 27. 9. 1989 JBl 1990, 534; OGH 8. 11. 1989 WBl 1990, 180; OGH 30. 1. 1997 ecolex 1997, 494 (Wilhelm); 

OGH 10. 7. 1991 ecolex 1991, 678 (Wilhelm). 
86 Thunhart, Vertretungsregeln 140 ff. 
87 OGH 1 Ob 625/81; 2 Ob 182/01 f ua. 
88 OGH 8 Ob 111/07 t. 
89 OGH 1 Ob 625/81; 2 Ob 182/01 f ua. 
90 OGH 30. 1. 1997 ecolex 1997, 494 (Wilhelm). 
91 OGH 15. 7. 1981 SZ 54/11 = JBl 1982, 197 (Wilhelm) = EvBl 1981, 209 = NZ 1982, 184 = HS 12793; OGH 27. 9. 

1989 JBl 1990, 534; 1 Ob 669/90; 2 Ob 182/01 f; 8 Ob 111/07 t; 1 Ob 18/08 s. 
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Eine weitere Rechtsgrundlage befindet sich in Art 118 Abs 5 B-VG. Der Bürgermeister, 
die Mitglieder des Gemeindevorstands und allenfalls bestellte andere Organe der Ge-
meinde sind demgemäß für die Erfüllung ihrer, dem eigenen Wirkungsbereich der Ge-
meinde zugehörigen Aufgaben, dem Gemeinderat verantwortlich. 

3.2.1 Organbegriff 

Zu beachten ist, dass es für die Anwendbarkeit des AHG bzw des OrgHG keine Rolle 
spielt, ob das Dienstverhältnis des Organs, welches die Gemeinde oder einen Dritten 
schädigt, ein privatrechtliches oder ein öffentlich-rechtliches ist. Sowohl Gemeindebe-
amte, als auch Vertragsbedienstete können als Organe der Gemeinde im Sinne des 
§ 1 Abs 1 AHG bzw § 1 Abs 1 OrgHG handeln. 

Des weiteren zählen zu den Organen iSd AHG und des OrgHG die Gemeindeorgane 
im engeren Sinn, das sind die von der Verfassung sowie von den gemeinderechtlichen 
Bestimmungen vorgesehenen Organe der Gemeinde. § 1 Abs 2 AHG bzw § 1 Abs 2 
OrgHG bestimmen ausdrücklich, dass sowohl gewählte, ernannte, als auch sonst wie 
bestellte Organe zu Organen iSd AHG bzw des OrgHG zählen. 

3.2.2 Amtshaftung 

Das AHG regelt die Haftung der Gemeinde und ihrer Organwalter für den Ersatz jenes 
Schadens, den ein Organwalter einem Dritten in Vollziehung der Gesetze, durch 
rechtswidriges Verhalten, zugefügt hat. Nicht das Organ, welches in Vollziehung der Ge-
setze tätig wird, haftet dem Geschädigten, sondern der Rechtsträger, für den das Organ 
tätig ist/war (§ 1 Abs 1 letzter Satz AHG). § 9 Abs 5 AHG normiert als verfahrensrechtli-
che Folge dieses Haftungsausschlusses, dass der Geschädigte den Ersatz des Scha-
dens gegen den Organwalter im ordentlichen Rechtsweg nicht direkt geltend ma-
chen kann. 

Der Rechtsträger kann jedoch, wenn es dem Geschädigten nach dem AHG den Scha-
den ersetzt hat, vom Organ einen Regress fordern, wenn dieser die Rechtsverletzung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verübt oder verursacht hat. Bei grober Fahrlässigkeit 
kann das Gericht den Rückersatz auch mäßigen (§ 3 Abs 2 AHG). 

Nimmt das Organ jedoch Handlungen vor, die mit den Aufgaben seines Amtes in kei-
nem Zusammenhang stehen, dann kommt die Zurechnung dieser Handlung an den 
Rechtsträger selbst dann nicht in Betracht, wenn die betreffende Person als Organ auf-
treten wollte, tatsächlich aufgetreten ist und auch als solches angesehen werden konn-
te92 (wenn zB ein Bürgermeister Bewilligungen nicht erteilt, für die er gar nicht zuständig 
ist). Es ist dabei jedoch zu beachten, dass eine Überschreitung der Zuständigkeit al-
lein nicht immer die Qualifikation als Organhandlung ausschließen kann.93 Der OGH 
sieht die Zurechnung zum Rechtsträger erst dann als entfallen an, wenn das Organ 

                       
92 OGH 1 Ob 171/75. 
93 OGH 1 Ob 41/81. 
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seine Zuständigkeit eindeutig überschreitet oder erkennbar gar nicht wahrnehmen will, 
also klar außerhalb seines Aufgabenkreiss handelt.94 

3.2.2.1 Haftung der Gemeinde 

Die Gemeinde haftet gem § 1 Abs 1 AHG, nach den Bestimmungen des Bürgerli-
chen Rechts für den Schaden am Vermögen oder an der Person, den ein Organ der 
Gemeinde einem Dritten in Vollziehung der Gesetze durch ein rechtswidriges Verhalten 
schuldhaft zugefügt hat. 

Gem § 2 Abs 1 AHG muss der Geschädigte bei der Geltendmachung seiner Ersatz- 
ansprüche kein bestimmtes Organ nennen, sondern er genügt der Beweis, dass der 
Schaden nur durch die Rechtsverletzung eines Organs der Gemeinde entstanden ist. 

3.2.2.1.1 Verschuldensbegriff in § 1 Abs 1 AHG 

Das Verschulden setzt, nach dem allgemeinen Bürgerlichen Recht, zum einen voraus, 
dass die objektiv gebotene Sorgfalt nicht eingehalten worden ist und zum anderen ein 
subjektives Element, nämlich dass die Nichteinhaltung der objektiv gebotenen Sorgfalt 
auch subjektiv vorgehalten werden kann.95 

Jedoch geht man bei der Amtshaftung davon aus, dass es ausschließlich auf die objek-
tive Vorwerfbarkeit eines Fehlverhaltens des Organs ankommt. Dafür spricht schon § 2 
Abs 1 AHG: Der Geschädigte habe schon dann Anspruch auf Ersatz, wenn der Schaden 
nur durch die Rechtsverletzung eines Organs entstanden sein könnte. Weiters werde 
das Verschulden nicht mehr als Voraussetzung erwähnt und könne daher auch keine 
Rolle spielen, da kein bestimmtes Organ genannt werden müsse und daher auch nicht 
das Verschulden des Schädigers geprüft werden könne.96 

Der Bürger kann erwarten, dass die Organwalter des Staates jene Fähigkeiten und 
Kenntnisse besitzen, die für die jeweilige Stelle und Aufgabe erforderlich sind, der 
Staat müsse die Kenntnisse und Fähigkeiten, die Aufmerksamkeit und den Fleiß eines 
für die konkrete Aufgabe geeigneten Organwalters sicherstellen.97 

Für den Fall, dass der Staat bzw die Gemeinde Personen als Organwalter einsetzt, die 
dafür an sich nicht geeignet sind, muss sich die Gemeinde diese falsche Auswahl 
grundsätzlich vorwerfen lassen. Die Gemeinde haftet daher grundsätzlich selbst dann, 
wenn dem konkreten Organ mangels Eignung (etwa wegen Überforderung oder Überlas-
tung) kein Verschulden an der von ihm gesetzten objektiv rechtswidrigen Handlungswei-
se vorzuwerfen ist. 

                       
94 OGH 1 Ob 46/91. 
95 Harrer in Schwimann, ABGB3 Rz 11 § 1294. 
96 Schragel, Amtshaftung3 218. 
97 Eypeltauer/Strasser, Haftung 90 f; Schragel, Amtshaftung3 218. 
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3.2.2.1.2 Weitere Voraussetzungen 

Der Geschädigte muss ein bestimmtes in § 8 Abs 1 AHG geregeltes Aufforderungsver-
fahren einhalten. Der Geschädigte muss gemäß § 2 Abs 2 AHG vor Geltendmachung 
des Amtshaftungsanspruchs versuchen, den Schaden durch Rechtsmittel oder Be-
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof abzuwenden. 

3.2.2.2 Haftung des Organwalters gegenüber der Gemeinde 

Der Organwalter haftet der Gemeinde, wenn er „die Rechtsverletzung vorsätzlich  
oder grobfahrlässig verübt oder verursacht“ hat. Dh die Gemeinde kann von dem 
Organ in diesen Fällen Rückersatz begehren. 

Nach der Rechtssprechung des OGH98 werden Handlungen eines Organwalters der 
Gemeinde nur dann zugerechnet, wenn der Organwalter der Gemeinde im eigenen 
Wirkungsbereich tätig wurde. Dagegen haftet der Bund und das Land, wenn ein Or-
ganwalter der Gemeinde im übertragenen Wirkungsbereich des Bundes oder des 
Landes tätig wurde. Daher wird der Organwalter, je nachdem, ob er im übertragenen o-
der im eigenen Wirkungsbereich tätig geworden ist, jenem Rechtsträger regresspflichtig, 
in dessen Wirkungsbereich die Angelegenheit fällt. 

Der Rückersatzanspruch des Rechtsträgers hängt gem § 3 Abs 1 AHG jedoch davon 
ab, ob dieser dem Geschädigten den Schaden tatsächlich ersetzt hat. Dabei ist zB der 
Rückgriffsanspruch der Gemeinde unabhängig davon, ob die Gemeinde zum Ersatz des 
Schadens rechtskräftig verurteilt worden ist, oder ohne Urteil auf Grund eines Aner-
kenntnisses oder Vergleichs gezahlt hat.99 

3.2.2.2.1 Verschulden des Organwalters 

Der Grad des Verschuldens ist nur ausschlaggebend, wenn es um das Rückersatz-
recht der Gemeinde geht. So kann die Gemeinde den Organwalter zum Regress heran-
ziehen, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat (§ 3 Abs 1 AHG). Für 
leichte Fahrlässigkeit besteht somit keine Regresspflicht des Organwalters. Weiters 
normiert § 3 Abs 2 AHG, dass das Gericht aus Gründen der Billigkeit den Rückersatz 
mäßigen kann, wenn der Organwalter die Rechtsverletzung „nur“ grob fahrlässig verübt 
oder verursacht hat. 

3.2.2.2.2 Weisung eines Vorgesetzten 

§ 4 AHG sieht vor, dass von einem Organ kein Regress gefordert werden kann, wenn 
die von diesem gesetzte Handlung auf Grund einer Weisung eines vorgesetzten Organs 
erfolgt ist. Ist die Weisung jedoch von einem offenbar unzuständigen Vorgesetzen er-
folgt oder verstoßt das Organ in Befolgung der Weisung gegen strafgesetzliche Vor-
schriften, gilt die Regelung des § 4 AHG nicht. 

                       
98 OGH 27. 2. 1953, 1 Ob 565/52. 
99 Eypeltauer/Strasser, Haftung 93; Schragel, Amtshaftung3 70 ff. 
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Austritt, wobei die Konkurseröffnung als wichtiger Grund gilt, und vom Masseverwalter 
unter Einhaltung der gesetzlichen, kollektivvertraglichen oder der zulässigerweise ver-
einbarten kürzeren Kündigungsfrist unter Bedachtnahme auf die gesetzlichen Kündi-
gungsbeschränkungen gelöst werden. 

Die „normalen“ Beendigungsmöglichkeiten nach dem Arbeitsrecht bleiben neben diesen 
besonderen konkursrechtlichen Beendigungstatbeständen freilich bestehen. Der Arbeit-
nehmer kann daher zB den vorzeitigen Austritt wegen Vorenthalten des Entgelts gel-
tend machen, wenn der Masseverwalter das laufende Entgelt nach Konkurseröffnung 
nicht bezahlt.239 

Die besondere konkursrechtliche Begünstigung im Hinblick auf die Beendigung liegt vor 
allem in dem Bestehen einer zeitlichen Erleichterung (die Beendigung kann schneller 
erfolgen) und in der Qualifikation der Beendigungsansprüche (zB von Abfertigun-
gen) als Konkursforderungen. Dies führt dazu, dass die Auflösung gem § 25 KO die 
Konkursmasse weniger belastet (und diesbezüglich auch die Restschuldbefreiung 
durch den Zwangsausgleich möglich ist). 

Gem § 25 KO hat der Arbeitsnehmer ein fristloses Austrittsrecht. Dh sobald der 
Austritt erklärt wird, ist das Arbeitsverhältnis beendet und es bedarf daher auch keiner 
Kündigungsfrist. Folge dieses berechtigten Austritts ist die Wahrung sämtlicher Beendi-
gungsansprüche. Folgende Ansprüche resultieren aus der Beendigung des Arbeitneh-
mers: 

► Sämtliche Beendigungsansprüche aus einer Auflösung nach § 25 KO sind gem § 51 
Abs 2 Z 2 lit a KO Konkursforderungen. 

► Der Arbeitnehmer kann den Ersatz des durch die Beendigung verursachten 
Schadens gem § 25 Abs 2 KO als Konkursforderung verlangen. Dies gilt sowohl 
bei Kündigung durch den Masseverwalter als auch beim Austritt des Arbeitnehmers. 
Es soll damit verhindert werden, dass dem Arbeitnehmer aus der konkursbedingten 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Schaden erwächst. Der Arbeitnehmer ist so 
zu stellen, als ob er außerhalb des Konkursverfahrens vom Arbeitgeber ordnungs-
gemäß unter Einhaltung der Kündigungsfrist und des Kündigungstermins gekündigt 
worden wäre. 

Kein Austrittsrecht besteht für Arbeitnehmer allerdings, wenn in der Berichtstagsatzung 
die Fortführung des Unternehmens auf einstweilen unbestimmte Zeit beschlossen 
wird, weil ein Zwangsausgleich voraussichtlich erfüllbar ist und dem gemeinsamen Inte-
resse der Konkursgläubiger entspricht.240 

Festzuhalten ist allerdings, dass der Konkurs über das Vermögen einer Gemeinde 
niemals zur Auflösung der Gemeinde selbst führen kann, es sich sohin immer um Teil-
konkurse handelt. Zu berücksichtigen ist dabei, dass gem § 25 Abs 1b KO, wenn nicht 

                       
239 Zu beachten ist allerdings, dass sich der Arbeitnehmer nicht auf diesen Austrittsgrund (§ 26 Z 2 AngG) berufen 

kann, wenn das Arbeitsentgelt vor Konkurseröffnung nicht bezahlt wurde. 
240 ErläutRV IRÄG 1997, 734 BlgNr 20. GP 36. 
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die Schließung des gesamten Unternehmens, sondern nur eines Unternehmensbe-
reichs angeordnet, bewilligt oder festgestellt wurde, das Austrittsrecht und das Kündi-
gungsrecht nach Abs 1 nur den Arbeitnehmern bzw nur in Bezug auf die Arbeitnehmer 
zusteht, die in dem betroffenen Unternehmensbereich beschäftigt sind.  

Daraus ergibt sich auch, dass im Fall des Beschlusses auf unbefristete Fortführung 
keine begünstigten Lösungsrechte zustehen. Hat das Gericht in der Berichtstagsat-
zung die Fortführung des Unternehmens auf einstweilen unbestimmte Zeit beschlossen, 
so kann der Masseverwalter ausnahmsweise nur Arbeitnehmer, die in einzuschrän-
kenden Bereichen beschäftigt sind, innerhalb eines Monats nach der Berichtstagsat-
zung nach Abs 1 kündigen. Dazu muss allerdings festgehalten werden, dass der Masse-
verwalter dabei Überkapazitäten abbauen kann, jedoch darf er nicht alle Arbeitnehmer 
eines Teilbereichs kündigen; dies setzt einen Teilschließungsbeschluss voraus.241 

Aus der gesetzlichen Bestimmung ist klar ersichtlich, dass das Austrittsrecht bzw Kün- 
digungsrecht flexibel auf das Unternehmensschicksal abgestimmt ist. Solange das 
Unternehmen fortführbar ist, können Arbeitsverhältnisse gar nicht oder nur im unbedingt 
notwendigen Ausmaß beendet werden. Wenn allerdings die Unternehmensschließung 
erfolgen muss, so soll die masseschonende Beendigung nach § 25 KO und damit die 
Einordnung der Ansprüche der Arbeitnehmer als Konkursforderung erfolgen. Damit soll 
auch das Risiko des Weiterbetriebs nicht einseitig auf die Konkursgläubiger überwälzt 
werden.242 

Wesentlich ist, dass Unternehmensbereiche der Gemeinde, welche hoheitliche Auf- 
gaben wahrnehmen, in Hinsicht auf § 15 EO nicht geschlossen werden können. In 
diesen Bereichen werden überwiegend die Beamten der Gemeinde eingesetzt sein, je-
doch bestimmt nicht alle, sodass im weiteren die Frage zu prüfen ist, ob § 25 KO auch 
gegenüber Beamten zur Anwendung kommen kann, welche in Unternehmensbereichen 
eingesetzt sind, die konkursunterworfen sind. Im vorliegendem Zusammenhang interes-
siert daher vorwiegend die Kündigungsmöglichkeit des Masseverwalters im möglichen 
Konkurs einer Gemeinde. 

7.4.3.2 Befugnisse des Masseverwalters einer Gemeinde im Zusammenhang mit 
§ 25 KO 

Wie unter Kap 7.4.1.10 bereits erläutert, sind die Verwaltungsbefugnisse des Massever-
walters mit dem zur Masse gehörenden Vermögen, darunter fallen Rechte, Verpflichtun-
gen und auch Personalangelegenheiten, begrenzt. Die öffentlich-rechtlichen Funktio-
nen der Gemeinde und deren Organe darf der Masseverwalter nicht wahrnehmen 
und bleiben diesen weiterhin zugeordnet; der Masseverwalter erhält diesbezüglich keine 
Amtsbefugnis. Die öffentlich-rechtlichen Funktionen und Tätigkeiten der Gemeinde müs- 
sen weiterhin von dieser vorgenommen werden.243 

                       
241 ErläutRV IRÄG 1997, 734 BlgNr 20. GP 37. 
242 8 ObA 126/02 s. 
243 Fasching, Konkurs 67 f.  
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Nunmehr muss jedoch beachtet werden, dass die Bediensteten einer Gemeinde auf-
grund unterschiedlicher Rechtsgrundlagen bzw Dienstverträge (Beamte, Vertragsbe-
dienstete nach öffentlichem Dienstrecht oder Angestellte und Arbeiter nach privatem Ar-
beitsrecht) ihre Dienste verrichten und ihre Tätigkeit einerseits aus hoheitlichem und an-
dererseits aus privatwirtschaftlichem Handeln besteht; dies oft zu unterschiedlichen An-
teilen. Daraus folgt, dass sich die Befugnisse des Masseverwalters gem § 25 KO erst 
aus den Rechtsgrundlagen der Dienstverhältnisse bzw im weiteren auch dem Organisa-
tionsgefüge der Gemeinde und deren öffentlich-rechtlicher Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben ergeben. Dazu ist vorerst auf die Rechtsgrundlagen der Dienstverhältnisse bei einer 
Gemeinde – am Beispiel der Steiermark – einzugehen: 

7.4.3.3 Beamte in steirischen Gemeinden 

Die Dienstverhältnisse von Beamten, dh öffentlich-rechtliche Bediensteten, in steirischen 
Gemeinden bestimmen sich nach dem Gemeindebedienstetengesetz 1957 (GBG)244, 
ausgenommen die Städte mit eigenem Statut.245 

Das Dienstverhältnis von Beamten allgemein wird nicht durch privatrechtlichen Ver-
trag, sondern durch den Hoheitsakt der Ernennung begründet. Die Ernennung erfolgt 
wiederum durch Bescheid. Problematisch im konkreten Zusammenhang ist, dass das 
Dienstverhältnis von Beamten eines „auf Lebenszeit“ ist und nicht durch Pensionsantritt 
endet, sondern nach Übertritt bzw Versetzung in den Ruhestand fortbesteht. Das Dienst-
verhältnis eines Beamten kann darüber hinaus auf Antrag definitiv gestellt werden, was 
dazu führt, dass ein solches Dienstverhältnis unkündbar wird. 

Das Beamtendienstverhältnis kann generell nur aufgelöst werden, wenn gewisse 
Voraussetzungen vorliegen: 

► durch den Tod des Beamten; 

► durch seinen Austritt (Dienstentsagung); 

► Verlust der österr Staatsbürgerschaft (wenn er nicht die Staatsangehörigkeit eines 
EU-Staates hat); 

► durch Entlassung (auf Grund eines rechtskräftigen Disziplinarerkenntnisses) und 

► durch Kündigung des provisorischen Dienstverhältnisses.  

Es ergibt sich jedoch aus keinem Gesetz, dass eine Auflösung des Dienstverhältnisses 
auch stattfindet, wenn über eine Gemeinde das Konkursverfahren eröffnet wird. Beamte 
haben daher im Vergleich zu Vertragsbediensteten bzw Angestellten des Privatrechts ei-
nen erhöhten Bestandsschutz und es ist fraglich, ob das Beamtendienstverhältnis auch 
in Hinsicht auf den verfassungsrechtlichen Vertrauensschutz bzw auch Eigentums-
schutz im Zusammenhang mit einem Konkurs überhaupt gekündigt werden kann. 

                       
244 LGBl 1957/34. 
245 Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz 1956, LGBl 1957/30. 
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Im Zusammenhang mit Ausgliederungen hat sich der VfGH bereits öfters mit dieser 
Problematik auseinandergesetzt und ist zu dem Schluss gekommen, dass die Auflösung 
eines Beamtendienstverhältnisses wie auch die Umwandlung in ein privatrechtliches 
Dienstverhältnis nicht in Betracht kommt, sondern ein Wechsel in ein privatrechtliches 
Dienstverhältnis nur durch Karenzierung des Beamtendienstverhältnisses mit jeder-
zeitigem und unbedingten Rückkehrrecht des Beamten in sein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis zulässig ist. Anders ist dies allerdings bei noch provisorischen Beam-
tendienstverhältnissen, bei welchen eine Kündigung möglich ist.246 

Festzuhalten ist, dass sich kein Gerichtshof bisher mit der Frage befasst hat, ob auf 
Beamtendienstverhältnisse § 25 KO Anwendung finden kann. Die Literatur hat sich – 
soweit ersichtlich – mit dieser Frage ebenso wenig auseinandergesetzt. Dennoch kann 
mE auch unter Heranziehung der obigen Ausführungen zur Ausgliederung ein Masse-
verwalter keinesfalls dazu befugt sein, Beamtendienstverhältnisse gem § 25 KO zu be-
enden. Eine analoge Anwendung von § 25 Abs 1 a KO bezüglich Arbeitnehmern mit be-
sonderem Kündigungsschutz kann nicht stattfinden, da eine „Zustimmung zur Kündi-
gung“ oder ein auch nur annähernd vergleichbarer Tatbestand in öffentlichen Dienstge-
setzen de lege lata nicht vorgesehen ist.  

Lediglich denkbar ist eine diesbezügliche analoge Anwendung bzw Interpretation der 
Bestimmungen über die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand zB nach § 63 
Abs 1 a GBG, wonach ein öffentlich-rechtlicher Bediensteter in den zeitlichen Ruhestand 
zu versetzen ist, wenn seine Dienstleistung durch Veränderung in der Organisation des 
Dienstes oder durch bleibende Verringerung der Geschäfte entbehrlich wird und er nicht 
anderweitig verwendet werden kann.  

Nach § 64 Abs 2 GBG kann ein öffentlich-rechtlicher Bediensteter, der nach § 63 Abs 1 
lit a GBG in den zeitlichen Ruhestand versetzt wurde, nur unter der Voraussetzung 
wieder in den Dienst gestellt werden, dass seine Wiederverwendung für mindestens 
ein Jahr gewährleistet erscheint. Wird der öffentlich Bedienstete binnen 3 Jahren 
nicht wieder verwendet, so ist er in den dauernden Ruhestand zu versetzen (§ 64 
Abs 3 GBG). Der Vorteil für die Konkursmasse ist fraglich, da § 63 Abs 4 GBG bestimmt, 
dass während des zeitlichen Ruhestands der öffentlich-rechtliche Bedienstete von der 
Anstellungsgemeinde Bezüge in der Höhe des Ruhegenusses erhält.  

Gem § 68 Abs 1 finden für die Pensionsansprüche der öffentlich-rechtlichen Bedienste-
ten, ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen die Bestimmungen des Pensionsgesetzes 
1965247 sinngemäß Anwendung. Nach Abs 2 finden für den Pensionsanspruch der öf-
fentlich-rechtlichen Bediensteten, deren Beschäftigungsausmaß gemäß dem Dienst- 
und Besoldungsgesetz der Bediensteten des Landes Steiermark248 herabgesetzt 
wurde, in Bezug auf die Ruhegenussbemessungsgrundlage die für die Landesbeamten 

                       
246 Kühteubl, Ausgliederung – Arbeitsrechtliche Fragen bei der Übertragung von Aufgaben durch Bund, Länder und 

Gemeinden (2006) 21 ff. 
247 BGBl 1965/340 idF BGBl 1999/10. 
248 LGBl 2003/29. 
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jeweils geltenden Bestimmungen sinngemäß Anwendung.249 Gem Abs 3 haben öffent-
lich-rechtliche Bedienstete des Ruhestandes sowie deren Hinterbliebene und Angehöri-
ge von den monatlich wiederkehrenden Geldleistungen, die ihnen nach diesem Gesetz 
gebühren oder ihnen gewährt werden, einen Beitrag in der jeweils für Landesbeamte 
festgesetzten Höhe zu entrichten. Der § 13 a des gemäß § 2 Abs 1 des stmk Landesbe-
amtengesetzes, LGBl 1974/124, als Landesgesetz geltenden Pensionsgesetzes, in der 
jeweils geltenden Fassung, ist sinngemäß anzuwenden. 

Grob dargestellt bemisst sich der Ruhegenuss nach dem Pensionsgesetz folgenderma-
ßen: Die Ruhegenussberechnungsgrundlage ist der Durchschnittswert der jeweils zu be-
rücksichtigenden (maximal 480 Monate) Beitragsgrundlagen. Liegen weniger Beitrags-
monate vor, so ist die Ruhegenussberechnungsgrundlage die Summe aller vorhandenen 
Beitragsgrundlagen, geteilt durch deren Anzahl. 80% der Ruhegenussberechnungs-
grundlage bilden die volle Ruhegenussbemessungsgrundlage (wobei Reduktion und Er-
höhung möglich sind). Die Ruhegenussbemessungsgrundlage darf grundsätzlich 62% 
der Ruhegenussberechnungsgrundlage (des ruhegenussfähigen Monatsbezuges) nicht 
unterschreiten und 90,08% der Ruhegenussberechnungsgrundlage (des ruhegenussfä-
higen Monatsbezugs) nicht überschreiten. Gem § 7 Pensionsgesetz beträgt der Ruhe-
genuss für jedes ruhegenussfähige Dienstjahr 2,2222% und für jeden restlichen ruhege-
nussfähigen Dienstmonat 0,1852% der Ruhegenussbemessungsgrundlage. Das sich 
daraus ergebende Prozentausmaß ist auf zwei Kommastellen zu runden. Der Ruhege-
nuss darf 40% der Ruhegenussberechnungsgrundlage nicht unterschreiten. Die Bezah-
lung des Ruhegenusses ist daher für den Dienstgeber günstiger, als das Gehalt bei 
aktivem Dienst. 

In Anbetracht des Wortlauts des § 25 Abs 1 a KO, wonach aber eben eine Zustimmung 
zur Kündigung eingeholt werden kann, scheitert die analoge Anwendung obiger Be-
stimmung schon darin, dass eine Versetzung in den zeitlichen Ruhestand einer Kündi-
gung inhaltlich nicht gleichgehalten werden kann. 

Festzuhalten ist, dass die Anstellung eines Gemeindebediensteten durch Ernennung 
auf einen hinsichtlich des Dienstzweigs und der Verwendungsgruppe bestimmten 
Dienstposten erfolgt (§ 6 GBG). § 14 Abs 1 GBG sieht die Möglichkeit vor, dass jeder 
öffentlich-rechtliche Bedienstete im allgemeinen zur Durchführung jener Geschäfte ver-
pflichtet ist, zu deren Verrichtung er auf Grund des allgemeinen Geschäftskreises sei-
nes Dienstzweigs bestimmt ist. Wenn es der Dienst erfordert, kann der Bedienstete 
nach Maßgabe seiner Eignung vorübergehend auch zu den Verrichtungen eines ande-
ren Geschäftskreises herangezogen werden.  

Versetzungen auf andere Dienstposten sind aus Dienstesrücksichten zulässig, doch 
darf dadurch eine Minderung des Dienstrangs sowie des Monatsbezugs nicht eintreten 
(§ 14 Abs 2 GBG). Im Interesse des Dienstes kann ein öffentlich-rechtlicher Bediensteter 
auch in einen anderen Dienstzweig überstellt werden, doch darf hiebei die im Zeitpunkt 

                       
249 Das ist das Pensionsgesetz 1965 in der für das Land Steiermark anzuwendenden Fassung idgF LGBl 2007/44. 
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der Überstellung erreichte Ruhegenussbemessungsgrundlage keine Schmälerung erfah-
ren (§ 14 Abs 3 GBG). 

Eine dauernde, dh mehr als drei Monate jährlich übersteigende, Verwendung des 
öffentlich-rechtlichen Bediensteten außerhalb des Gemeindegebiets ist nur zulässig 
(wenn dieser dagegen Einspruch erhoben hat), wenn der Gemeinderat dies bestätigt hat. 
Daraus kann geschlossen werden, dass, sollte es zu keiner Minderung des Dienstrangs 
sowie des Monatsbezugs kommen und die Ruhegenussbemessungsgrundlage keine 
Schmälerung (§ 14 Abs 3 GBG) erfährt, der öffentlich-rechtliche Bedienstete, auch wenn 
er dagegen Einspruch erhebt, versetzt werden kann. 

Es ist denkbar, diese Bestimmungen im Gemeindekonkurs anzuwenden. Dabei wäre es 
möglich, einzelne Beamte in andere Geschäftszweige bzw Dienstzweige zu verset-
zen. Diese Bestimmung ist allerdings so zu interpretieren, dass der Beamte nur inner-
halb der Gemeindeverwaltung bzw der der Gemeinde gehörigen Betriebe, versetzt wer-
den kann. Über Versetzungen zu anderen Rechtsträgern oder gar Gemeinden gibt 
diese Bestimmung keine Auskunft und ist auch, wenn man den Regelungsinhalt dieses 
Gesetzes beachtet, für eine diesbezügliche ausgedehnte Interpretation kein Raum. 

Für „Versetzungen“ zB in andere Gemeinden oder Rechtsträger ist das stmk Ge-
meindebediensteten-Zuweisungsgesetz anzuwenden.250 Gem § 3 dieses Gesetzes kön-
nen Bedienstete der Gemeinde unter den in Abs 2 genannten Voraussetzungen („Zuwei-
sung ist die Zurverfügungstellung von Bediensteten der Gemeinde zur Dienstleistung an 
einen von der Gemeinde verschiedenen Rechtsträger.“) unter Wahrung ihrer Rechte und 
Pflichten als Bedienstete der Gemeinde an juristische Personen des öffentlichen oder 
privaten Rechts sowie an Personengesellschaften des Handelsrechts zugewiesen wer-
den (Rechtsträger). 

Eine Zuweisung ist zulässig, wenn sie im Interesse der Gemeinde liegt und wenn  

► Tätigkeiten, die bisher in einer bei der Gemeinde eingerichteten Organisationseinheit 
besorgt worden sind, in einer anderen Organisationsform besorgt werden sollen,  

► auf Grund der besonderen Qualifikation von Bediensteten der Gemeinde die Tätig-
keit von einem von der Gemeinde verschiedenen Rechtsträger im Sinne des Abs 1 
erbeten wird oder  

► diese zum Zweck der Aus- und Weiterbildung für Bedienstete erforderlich ist.  

Aufgrund dieser drei Zulässigkeitsvoraussetzungen ist festzuhalten, dass eine Verset-
zung zB in eine andere Gemeinde aufgrund eines Konkurses auszuschließen ist. Zu-
sammenfassend ist daher festzuhalten, dass Beamtendienstverhältnisse im Konkurs 
über das Vermögen einer Gemeinde nicht gelöst werden können. 

Des weiteren müssen aber noch die Bestimmungen des Art 21 Abs 1 und Art 21 Abs 4 
B-VG beachtet werden: Art 21 Abs 1 B-VG bestimmt, dass es den Ländern obliegt, die 
Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des Dienstrechts einschließlich 

                       
250 LGBl 2003/54. 
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des Dienstvertragrechts und des Personalvertretungsrechts der Bediensteten der Län-
der, der Gemeinde und der Gemeindeverbände vorzunehmen. Art 21 Abs 4 B-VG 
schreibt vor, dass die Möglichkeit eines Wechsels zwischen dem Dienst beim Bund, 
bei den Ländern, bei den Gemeinden und bei den Gemeindeverbänden den öffentlich 
Bediensteten jederzeit gewahrt bleiben muss. 

Auch aus dieser Bestimmung kann geschlossen werden, dass der Konkurs einer Ge- 
meinde, wie bereits erwähnt, kein Grund für die Auflösung des Dienstverhältnisses 
eines Gemeindebeamten darstellt und der Beamte, wenn keiner dieser Gründe vorliegt, 
unkündbar ist. Sollte der Beamte in der Gemeinde nicht mehr einsetzbar sein, muss ihm 
eine neue Stelle zugeteilt werden. Dabei muss ihm, aufgrund des Art 21 Abs 4 B-VG, die 
Wahlmöglichkeit zwischen dem Bundes-, Landes- und Gemeindedienst offen bleiben 
(soweit eine Dienststelle frei ist). 

7.4.3.4 Vertragsbedienstete in steirischen Gemeinden 

Vertragsbedienstete stehen im Gegensatz zu den Beamten in keinem öffentlich-
rechtlichen, sondern in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zur jeweiligen Ge-
bietskörperschaft. Grundlage dieses Dienstverhältnisses ist daher ein privatrechtlicher 
Arbeitsvertrag und keine Ernennung durch Bescheid, wie bei Beamten. Die Rechte und 
Pflichten aus diesen Dienstverhältnissen ergeben sich allerdings nicht aus den Regeln 
des allgemeinen Arbeitsrechts, sondern aus den Sondernormen der Vertragsbediens-
tetengesetze auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene. 

Im Gegensatz zu den Beamten sind die Dienstverhältnisse der Vertragsbediensteten, 
wenn auch unter erschwerten Voraussetzungen, kündbar. Dabei handelt es sich sozu-
sagen um einen „besonderen Kündigungsschutz“ der einen weiteren Kündigungs-
schutz zB nach § 105 ArbVG überflüssig macht.251 Bei den Kündigungsgründen in den 
jeweiligen Vertragsbedienstetengesetzen handelt es sich um demonstrative Kündi-
gungsgründe.252 

Bezüglich Vertragsbediensteter ist festzuhalten, dass die als Ausfluss des Grundrechts 
auf Schutz des Eigentums anzusehende Privatautonomie schon eine Übertragung ei-
nes Dienstverhältnisses auf einen ausgegliederten Rechtsträger nicht schrankenlos 
möglich macht. Diese muss vielmehr im öffentlichen Interesse liegen und verhält-
nismäßig sein, wobei an diese Vorgaben keine allzugroße Anforderungen gestellt wer-
den. Eine Überleitung der Vertragsbediensteten bei der Normierung der Weiterhaftung 
des Bundes (Land, Gemeinde) für deren dienst- und besoldungsrechtlichen Ansprüche 
gilt als verfassungskonform.253 Daraus folgt, dass der Vertragsbedienstete einen wesent-
lich geringeren verfassungsrechtlichen Bestandsschutz genießt, als der Beamte. 

Im Zusammenhang mit dem Konkurs scheint bei den Vertragsbediensteten im Gegen-
satz zu den Beamten ein Vorgehen nach § 25 KO vielmehr möglich zu sein. Dies hat 

                       
251 8 ObA 204/99 d. 
252 Vgl zu § 32 Abs 2 VBG OGH 4 Ob 125/79. 
253 Kühteubl, Ausgliederung 42 ff. 
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seinen Grund darin, dass Vertragsbedienstete nicht wie Beamte durch Hoheitsakt er-
nannt werden und ihr Dienstverhältnis nicht definitiv ist. Zum Beispiel könnten Dienstver-
hältnisse von Vertragsbediensteten nach dem Grazer Gemeindevertragsbedienste-
tengesetzes (G-GVBG)254 (dieses Gesetz findet auf alle Personen Anwendung, die in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt Graz stehen) aufgelöst werden. 

Gem § 33 G-GVBG können Vertragsbedienstete nach Ablauf einer Probezeit nur schrift-
lich gekündigt werden, wobei nach Dauer des Dienstverhältnisses von einem Jahr der 
Kündigungsgrund angegeben werden muss. Bei Teilzeitarbeit verlängert sich die einjäh-
rige Frist auf zwei Jahre. Demonstrative Kündigungsgründe werden in Abs 2 angeführt. 

Gem § 34 Abs 1 G-GVBG beträgt die Kündigungsfrist für beide Teile nach einer Dauer 
des Dienstverhältnisses von weniger als 6 Monaten 1 Woche, 6 Monaten 2 Wochen, 
1 Jahr 1 Monat, 2 Jahren 2 Monate, 5 Jahren 3 Monate, 10 Jahren 4 Monate, 15 Jahren 
5 Monate. Ebenso kann das Dienstverhältnis durch vorzeitige Auflösung aus wichtigem 
Grund gelöst werden (§ 35 G-GVBG). 

Ähnlich verhält es sich im stmk Gemeindevertragsbedienstetengesetz 1962 (stmk 
GVBG)255, welches für alle Vertragsbediensteten in allen Gemeinden des Landes Stei-
ermark mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut Anwendung findet.  

Gem § 33 stmk GVBG endet ein Dienstverhältnis eines Vertragsbediensteten durch Tod, 
Zeitablauf, Kündigung, einverständlicher Lösung, Übernahme des Vertragsbediensteten 
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zur Anstellungsgemeinde, Entlassung oder 
Enden durch Zeitablauf gem § 24 Abs 9 stmk GVBG. Gem § 35 stmk GVBG kann der 
Dienstgeber ein Dienstverhältnis, das ununterbrochen ein Jahr gedauert hat (bei Teilzeit 
zwei Jahre), nur schriftlich und mit Angabe eines Grundes kündigen. Demonstrative 
Kündigungsgründe werden in Abs 2 angeführt. Die Kündigungsfristen gem § 36 stmk 
GVBG entsprechen denen des G-GVBG. 

Ein Kündigungsgrund ist im Rahmen eines Konkurses jedenfalls interessant: Gem § 35 
Abs 2 lit f stmk GVBG liegt ein Kündigungsgrund insb vor, wenn eine Änderung des 
Arbeitsumfangs, der Organisation des Dienstes oder der Arbeitsbedingungen die Kün-
digung notwendig macht, es sei denn, dass das Dienstverhältnis des Vertragsbediens-
teten bereits 10 Jahre ununterbrochen gedauert hat. § 35 Abs 2 lit f G-GVBG erster 
Halbsatz lautet die Einschränkung, „es sei denn, dass das Dienstverhältnis des Ver-
tragsbediensteten durch die Kündigung in einem Zeitpunkt enden würde, in dem er das 
50. Lebensjahr vollendet und bereits 10 Jahre in diesem Dienstverhältnis zugebracht 
hat“. Nach dem G-GVBG gilt daher diesbezüglich ein höherer Bestandsschutz. 

Eine Reorganisation der Gemeinde im Wege des Konkurses fällt jedenfalls unter eine 
Änderung des Arbeitsumfangs, der Organisation des Dienstes oder der Arbeitsbedin-
gungen. Für das Vorliegen dieses Kündigungsgrundes muss jedoch noch kein Konkurs 
vorliegen. Nach Entscheidungen zu § 32 Abs 2 lit g stmk Landesvertragsbediensteten-
gesetz (stmk LVBG), welche den gleichen Wortlaut wie § 35 Abs 2 lit f G-GVBG hat, ist 
                       
254 LGBl 1974/30. 
255 LGBl 1966/74. 
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dieser Kündigungsgrund auch dann gegeben, wenn infolge der Auflassung von Abteilun-
gen, deren Zusammenlegung, des Übergangs von einer dezentralisierten zu einer zent-
ralisierten Geschäftsbehandlung und dergleichen, die vom betreffenden Dienstnehmer 
bisher ausgeübte Tätigkeit nicht mehr erforderlich ist.256 

Einem Arbeitgeber, der die ihm zur Verfügung stehenden Mittel wirtschaftlich und spar-
sam einsetzen muss, ist die Weiterbeschäftigung überflüssigen Personals nicht zu-
mutbar. Dasselbe gilt auch für den öffentlichen Arbeitgeber. Auch diesem bleibt es un-
benommen, einen Vertragsbediensteten zu kündigen und für die Verrichtung der weiter-
hin erforderlichen, aber umfangmäßig eingeschränkten Arbeit auf andere Weise als 
durch Aufrechterhaltung des bisherigen – dem geänderten Arbeitsumfang nicht ange-
passten – Arbeitsverhältnisses zu sorgen.257 

Beispiele: 
–  Dieser Tatbestand ist bei einem Dienstposten als Amtsarzt als erfüllt an- 

gesehen worden, der nicht mehr aufgrund von Sonderverträgen mit einem 
pensionierten Beamten, sondern im Rahmen eines normalen Dienstver- 
trags mit einem geeigneten Nachfolger besetzt werden soll.258 

–  Ebenso war dies der Fall, als die bisher von einer Vertragsbediensteten 
vorgenommen Reinigungsarbeiten an eine Reinigungsfirma übertragen 
wurden und durch diese Änderung der Organisation des Dienstes keine 
Verwendung für die Vertragsbedienstete gegeben war. Wesentlich ist, dass 
die Änderung der Organisation des Dienstes die Kündigung des Arbeit-
nehmers „notwendig“ macht.259 

Ist keine Ersatztätigkeit möglich bzw besteht keine Bereitschaft, anderweitige Tätigkei-
ten auszuführen (zB Tag- statt Nachtdienst), ist die Kündigung bei Änderung der Organi-
sation des Dienstes jedenfalls notwendig. Die „Organisationshoheit“ liegt beim Ar-
beitgeber. Nur dieser entscheidet, ob die der Kündigung zugrunde liegende Umgliede-
rung, Rationalisierung oder sonstige Neuorganisation notwendig oder auch nur zweck-
mäßig ist.260 

Wenn man jedoch wieder auf § 25 KO zurückkommt, so ist festzuhalten, dass der Mas-
severwalter die Gemeinde im Zusammenhang mit dem konkursunterworfenen Vermö-
gen „ersetzt“ und als Verwalter eine Kündigung nach den jeweiligen anzuwendenden 
Vertragsbedienstetengesetzen vornehmen kann. Da sohin grundsätzlich eine Kündi-
gungsmöglichkeit besteht, kein erhöhter Bestandsschutz gegeben bzw auch nicht ver-
fassungsgemäß gewährleistet ist, auch sonstige verfassungsgemäße Rechte und Prinzi-

                       
256 Arb 9715; OGH 17. 6.1987, infas 1988, A 42. 
257 ARD 4117/14/89. 
258 OGH 17. 6. 1987 infas 1988, A 42. 
259 Vgl 4 Ob 77/78 ARD 3133/5/79. 
260 ARD 5108/36/2000 = DRdA 2000, 39 (Reissner) = RdW 2000/604. 
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pien nicht beeinträchtigt werden, scheint eine analoge Anwendung des § 25 KO zuläs-
sig bzw sogar geboten zu sein. 

In Bezug auf das konkursunterworfene Vermögen muss jedoch festgehalten werden, 
dass dies nicht Vertragsbedienstete betreffen kann, die mit der Verrichtung hoheitli-
cher Tätigkeiten beauftragt sind. Hier endet wiederum die Handlungsmacht des Masse-
verwalters. 

Als wesentliche Voraussetzung ist jedoch folgendes zu beachten: In den VBG werden – 
wie oben – allgemein die Kündigungsgründe gesetzlich festgeschrieben und müssen 
diese daher bei der begünstigten außerordentlichen Kündigung gem § 25 Abs 1 KO vor-
liegen, denn insoweit handelt es sich bei der Bindung an Gründe um eine gesetzliche 
Kündigungsbeschränkung. Die gesetzlichen Kündigungsgründe zB des § 35 Abs 2 lit f 
stmk GVBG, müssen daher vom Masseverwalter eingehalten werden, ansonsten die 
Kündigung unwirksam wäre und der Vertragsbedienstete seine beendigungsabhängigen 
Ansprüche als Masseforderung geltend machen könnte.261 

7.4.3.5 Arbeiter und Angestellte aufgrund privatrechlichen Vertrags 

Neben den Beamten und Vertragsbediensteten können auch in Randbereichen Dienst- 
verhältnisse zu Gebietskörperschaften geschlossen werden, welche den allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Regelungen des AngG oder der GewO unterliegen. Dabei gilt al-
lerdings der Grundsatz, dass privatrechtliche Dienstnehmer als Vertragsbedienstete gel-
ten. Solche Dienstverträge gab es zB an der Universitäten im Rahmen derer Teilrechts-
fähigkeit. 

Für Bundesvertragsbedienstete schreibt § 1 Abs 3 VBG umfangreiche Ausnahmen vom 
Anwendungsbereich vor: 

► Land- und Forstarbeiter mit Ausnahme der bei der Verwaltung der Bundesgärten 
ständig verwendeten Arbeiter; 

► Bauarbeiter iSd BUAG; 

► die in Berufsausbildung stehenden Ärzte; 

► das Küchenpersonal an den Bundeserziehungsanstalten, Bundeskonvikten und 
Bundesschullandheimen, wenn für dieses Personal der Kollektivvertrag für das Ho-
tel- und Gastgewerbe in Betracht kommt: 

► Lehrlinge.  

Nach § 1 des stmk GVBG gilt dieses Gesetz für alle Personen, die als Vertragsbediens-
tete in Gemeinden des Landes Steiermark beschäftigt sind (mit Ausnahme der Statu-
tarstädte). Weiters gilt es auch für Personen, die in einem Dienstverhältnis zu Fonds, 
Gemeindeverbänden, Stiftungen oder Anstalten stehen, die von Organen der Gemeinde 
oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen 
der Gemeinde bestellt sind, soweit nichts anderes bestimmt ist. Für nähere Ausführun-

                       
261 Holzer/Reissner/Schwarz, Die Rechte des Arbeitnehmers bei Insolvenz (1999) 449 f. 
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gen und Anwendung dieses Gesetzes kann der Gemeinderat Verordnungen erlassen. 
Naturgemäß findet dieses Gesetz keine Anwendung auf Personen, für die eigene bun-
des- oder landesgesetzliche Regelungen gelten. 

Der Kreis der nach den allgemeinen arbeitsrechtlichen Regelungen beschäftigten 
Dienstnehmer wird sich daher auf eine kleine Anzahl beschränken. Denkbar ist dies zB 
in einem Unternehmen, an welchem die Gemeinde beteiligt ist, jedoch die Verwaltung 
ohne (von dieser bestellter) Organe durchgeführt wird. Bezüglich dieser Dienstverhält-
nisse kann sich der Masseverwalter auch im Konkurs einer Gemeinde grundsätzlich an 
die allgemeine Bestimmung des § 25 KO halten, ohne besondere Umstände beachten 
zu müssen.  

Die einzige Besonderheit liegt darin, dass es beim Konkurs einer Gemeinde nicht zur 
Gesamtschließung kommen kann und daher die Auflösungsmöglichkeiten auf Unter-
nehmensbereiche beschränkt ist, dies unter den bereits oben in Kap 7.4.1.5 genannten 
Folgen. 

Im übrigen ist festzuhalten, dass auch ein zB Angestellter, der in einem Unternehmens-
bereich der Gemeinde arbeitet, in dem hoheitliche Tätigkeiten ausgeführt werden, wel-
cher sohin nicht dem konkursunterworfenen Vermögen zugehörig ist, allein aus letzterem 
Grund nicht gem § 25 KO gekündigt werden kann. Die Grenze aller Auflösungsmöglich-
keiten, welche immer beachtet werden muss, besteht in der Trennung zwischen kon-
kursunterworfenem und nicht-konkursunterworfenem Vermögen. 

7.4.3.6 Zuweisung von Bediensteten 

Zu erwähnen ist im weiteren das in der Steiermark geltende stmk Gemeindebedienste-
ten-Zuweisungsgesetz.262 Dieses Gesetz regelt die Voraussetzungen, unter denen Be-
dienstete der Gemeinde einem von der Gemeinde verschiedenen Rechtsträger zugewie-
sen werden können, die bei einer Zuweisung einzuhaltende Vorgangsweise, die Rechts-
beziehungen zwischen der Gemeinde und den zugewiesenen Bediensteten der Ge-
meinde sowie die Rechtsbeziehungen zwischen der Gemeinde und dem Rechtsträger, 
dem Bedienstete der Gemeinde zugewiesen werden. Zugewiesen werden können öffent-
lich-rechtliche und privatrechtliche Bedienstete. 

Eine Zuweisung ist gem § 3 Abs 2 Zuweisungsgesetz zulässig, wenn sie im Interesse 
der Gemeinde liegt und wenn  

► 1.  Tätigkeiten, die bisher in einer bei der Gemeinde eingerichteten Organisations- 
einheit besorgt worden sind, in einer anderen Organisationsform besorgt werden 
sollen,  

► 2.  auf Grund der besonderen Qualifikation von Bediensteten der Gemeinde die Tä-
tigkeit von einem von der Gemeinde verschiedenen Rechtsträger im Sinne des Abs 1 
erbeten wird oder  

► 3.  diese zum Zweck der Aus- und Weiterbildung für Bedienstete erforderlich ist.  

                       
262 LGBl 2003/54. 



 7.  Insolvenzantrag als ultima ratio 

 Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG] 112 

Gem § 4 Zuweisungsgesetz verbleiben die zugewiesenen Bediensteten der Gemein-
de für die Dauer der Zuweisung im Dienststand. Durch die Zuweisung erfolgt keine 
Änderung der dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung. Zugewiesene Bedienstete der 
Gemeinde haben Anspruch auf Fortzahlung ihrer Bezüge. Die Bediensteten haben An-
spruch auf Vorrückung und Beförderung nach den besoldungsrechtlichen Bestimmun-
gen. Die Ausübung der Diensthoheit gegenüber den dem Rechtsträger im Sinne des § 3 
Abs 1 zugewiesenen Beamten (öffentlich-rechtlich Bediensteten) der Gemeinde erfolgt 
durch das für Personalangelegenheiten zuständige Mitglied des Vorstands oder der Ge-
schäftsführung des Rechtsträgers (§ 5 Zuweisungsgesetz).  

In dieser Funktion ist das zuständige Mitglied des Vorstands oder der Geschäftsführung 
des Rechtsträgers für alle Personalangelegenheiten der zugewiesenen Beamten (öf-
fentlich-rechtlich Bediensteten) zuständig, mit Ausnahme der generellen Richtlinienkom-
petenz für dienst- und besoldungsrechtliche Maßnahmen, einer allfällige Überstellung, 
Rücküberstellung oder Beförderung, der Gewährung besonderer Entgelte bzw Urlaube, 
den Übertritt oder die Versetzung in den Ruhestand, der Einleitung und Durchführung ei-
nes Disziplinarverfahrens nach der Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Lan-
deshauptstadt Graz 1956 oder nach dem Gemeindebedienstetengesetz 1957. Der Ge-
meinderat ist Dienstbehörde zweiter Instanz. Für die Vertragsbediensteten gilt beina-
he dasselbe; zusätzlich ist die Beendigung des privatrechtlichen Dienstverhältnisses des 
zugewiesenen Vertragsbediensteten nach wie vor der zuweisenden Gemeinde vorbehal-
ten. 

Über die Zuweisung ist gem § 6 Zuweisungsgesetz zwischen dem Dienstgeber und dem 
Rechtsträger eine vertragliche Vereinbarung zu treffen. Diese Vereinbarung hat insb zu 
enthalten: den Zweck der Zuweisung, die Dauer der Zuweisung und, ob und in welchem 
Ausmaß der Rechtsträger dem Dienstgeber die während der Zuweisung entstandenen 
Kosten aus den Aktivbezügen zu refundieren und einen Beitrag zur Deckung der 
Pensionskosten zu leisten hat. Für die Dauer der Zuweisungen ist jedoch auf § 14 
stmk GBG und gem § 1 Abs 7 sinngemäß anzuwendenden § 6 L-VBG Bedacht zu neh-
men (Bestimmungen über die Versetzung). 

Die Zuweisung stellt daher auch ein praktikables Instrument dar, überflüssiges Perso-
nal an andere Rechtsträger zuzuweisen und für diese die weiterzutragenden Kosten vom 
Rechtsträger refundiert zu bekommen. Zwar bleibt die Gemeinde immer noch Dienstge-
ber der Beamten und Vertragsbediensteten, kann jedoch bei guter Vertragsverhandlung 
seine Personalkosten senken. 

7.4.3.7 In der Praxis 

Wesentlich für eine Gemeinde ist daher, darauf zu achten, dass sie ihr vorhandenes 
Personal richtig einsetzt und zwar im Sinne der grundlegenden Gedanken des Gesetz-
gebers, dass zB nur hoheitliche Aufgaben mit größerer Verantwortung durch Beamte 
verrichtet werden sollten, um weiterhin im Interesse des Bürgers Element der funktionel-
len Gewaltentrennung zu sein. Diese Aufgaben werden naturgemäß in nicht konkurs-
unterworfenen Bereichen der Gemeinde liegen. In einem weiteren Schritt ist es einer 



7.4  Konsequenzen bei Einleitung eines Konkursverfahrens  

Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]  113

verwaltungstechnischen und gesetzeskonformen Ordnung dienlich, wenn die angestell-
ten Vertragsbediensteten nichthoheitliche Tätigkeiten verrichten, bzw in solchen 
Bereichen der Gemeinde, dh konkursunterworfenen Bereichen, tätig sind. 

Wenn es nötig ist, sollte die Gemeinde wohl vor Konkurseröffnung Versetzungen zB 
gem § 14 GBG vornehmen, damit der Masseverwalter in den konkursunterworfenen Be-
reichen so wenige Beamte und so viel Personal mit privatem Arbeitsvertrag (auch 
Vertragsbedienstete) wie möglich vorfindet. Versetzungen gem § 14 GBG kann der Mas-
severwalter nicht mehr vornehmen, da diese dafür nötigen Handlungen den konkursun-
terworfenen Bereich überschreiten und dem Masseverwalter die nötige hoheitliche Be-
fugnis fehlt (eine Versetzung hat durch Bescheid zu erfolgen). Wie oben Kap 7.4.3.3 
festgehalten, kann der Masseverwalter Beamte nicht gem § 25 KO kündigen und 
bleiben diese daher der Gemeinde jedenfalls erhalten. 

Im weiteren wäre es wünschenswert, wenn – sofern ein größerer Personalabbau zur Sa-
nierung erforderlich ist – Vertragsbedienstete ausschließlich in konkursunterworfe-
nen Unternehmensbereichen tätig sind. Dann besteht offensichtlich die Möglichkeit, 
sich im Wege der Sanierung und Änderung der Organisation sich gem § 25 KO von eini-
gen Vertragsbediensteten, bei Teilunternehmensschließungen von allen dort betroffenen 
Vertragsbediensten, zu trennen.  

In diesem Zusammenhang ist auf die Möglichkeit der Versetzung gem § 6 L-VBG (aF 
LGBl 2002/22), welche Bestimmung gem § 1 Abs 8 stmk GVBG auch für Gemeindever-
tragsbedienstete sinngemäß anzuwenden ist, hinzuweisen. In § 6 L-VBG263 ist allerdings 
nur die örtliche Versetzung geregelt: „Der Vertragsbedienstete kann von Amts wegen 
an einen anderen Dienstort versetzt werden.“. Die funktionelle Versetzung ist nur inner-
halb der vertraglichen Grenzen möglich, wobei darauf zu achten ist, dass gem § 8 Abs 1 
Z 6, 7 und 10 stmk GVBG der Dienstvertrag Bestimmungen enthält, für welche Beschäf-
tigungsart der Vertragsbedienstete aufgenommen wird, in welches Entlohnungssche-
ma, welcher Entlohnungsgruppe und welcher Entlohnungsstufe er eingeordnet wird, und 
ob der Vertragsbedienstete für einen bestimmten Dienstort oder für einen örtlichen Ver-
waltungsbereich aufgenommen wird. Es ist daher unbedingt darauf zu achten, dass dem 
Vertragsbediensteten eine gewisse Funktion mittels Dienstvertrag eingeräumt wurde 
bzw in Zukunft diese so weit wie möglich zu umschreiben. 

Wichtig wäre – für eine langfristige Sicherung der Möglichkeiten zur Sanierung – das 
Personalrecht für Beamte und Vertragsbedienstete zu ändern. Diesbezüglich ist der Lan- 
desgesetzgeber zuständig. Festzuhalten ist jedoch, dass in bestehende Verträge nicht 

                       
263 Nunmehr § 18 des Gesetzes über das Dienst und Besoldungsrecht der Bediensteten des Landes Steiermark (stmk. 

L-DBR) LGBl 2003/29, nach dem nunmehr in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen für die Beamten eine 
Versetzung in eine andere Dienststelle zulässig ist, wenn ein wichtiges dienstliches Interesse vorliegt. Ein wichtiges 
dienstliches Interesse liegt insb vor   
1.  bei Änderungen der Verwaltungsorganisation einschließlich der Auflassung von Stellen oder   
2.  bei Besetzung einer freien Stelle einer anderen Dienststelle, für die keine geeigneten Bewerber/ Bewerberinnen 
vorhanden sind, wenn der Beamte/die Beamtin die für diese Stelle erforderliche Ausbildung und Eignung aufweist, 
3.  wenn über den Beamten/die Beamtin eine Disziplinarstrafe rechtskräftig verhängt wurde und wegen der Art und 
Schwere der von ihm/ihr begangenen Dienstpflichtverletzung die Belassung des Beamten/der Beamtin in der 
Dienststelle nicht vertretbar erscheint.  
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eingegriffen werden kann (verfassungsrechtlicher Vertrauens- und Eigentumsschutz). 
Jedoch sollten Überlegungen angestellt werden, inwieweit zB Beamte – unter jederzeiti-
gem unbedingtem und unbefristetem Rückkehrrecht – motiviert werden könnten, sich ka-
renzieren zu lassen. Denkbar wären Kooperationen mit Unternehmen, die geschultes 
Verwaltungspersonal benötigen und mit den Beamten ein privatrechtliches Dienstver-
hältnis eingehen (zB im Baugewerbe). Den Beamten muss jedoch ein Anreiz gegeben 
werden, wie zB finanzielle Vorteile. Wesentlich wäre jedoch auch, gesetzlich mehr Mög-
lichkeiten zu implementieren, Personal flexibler einsetzen zu können, um im Bedarfsfall 
schnell reagieren zu können. 

7.4.3.7.1 Insolvenzausfallsgeld für Dienstnehmer der Gemeinde 

Zählen die Forderung eine Arbeitnehmers nicht zu den Masseforderungen (dies ist nur in 
den § 46 Abs 1 Z 3 und 3 a KO genannten Fällen der Fall), so steht diesem nur eine 
Konkursforderung zu. Dh er erhält aus dem Verwertungsrealisat im Konkurs nur eine 
Quote. Zu diesen Fällen gehören etwa Forderungen des Arbeitnehmers auf Zahlung von 
aus der Zeit vor Konkurseröffnung rückständigen Entgelten oder der Abfertigungsan-
spruch bei einer Beendigung nach § 25 KO. Vor diesem Hintergrund soll das Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetz (IESG) Arbeitnehmer eines insolventen Arbeitgebers Schutz 
gewähren, indem bestimmte Leistungen von einem Fonds erbracht werden. Die Finan-
zierung dieses Fonds erfolgt in erster Linie aus Arbeitgeberbeiträgen. 

Auf Grund des § 1 Abs 6 Z 1 IESG haben Arbeitnehmer, die in einem Dienstverhältnis 
zum Bund, zu einem Bundesland, zu einer Gemeinde, zu einem Gemeindeverband 
stehen, aus diesem Dienstverhältnis keinen Anspruch auf Insolvenz-Ausfallsgeld. 
Holzer/Reissner/Schwarz264 sehen den ursprünglichen Grund dieser expliziten Regelung 
darin, dass Gebietskörperschaften als juristische Personen öffentlichen Rechts vermö-
gensfähig und damit auch konkursfähig sind.  

Dabei wird im weiteren betont, dass diese Regelung gegen europarechtliche Vorga-
ben, nämlich die Insolvenzrichtlinie265 verstößt. Diese gilt für Ansprüche von Arbeitneh-
mern aus Arbeitsverträgen bzw –verhältnissen gegen Arbeitgeber, die zahlungsunfähig 
sind, sofern die jeweilige Arbeitnehmergruppe nicht in der Ausnahmenliste des Anhangs 
zur RL angeführt ist. Die Begriffe Arbeitnehmer und Arbeitgeber sind dabei nach inner-
staatlichem Recht zu bestimmen (Art 2 Abs 3). Österreich hat es jedoch nicht geschafft, 
die Arbeitnehmer der Gebietskörperschaften (und Gemeindeverbände) in den Anhang 
der RL aufzunehmen, sodass das Nichtbestehen einer Sicherungseinrichtung für diesen 
Bereich europarechtswidrig ist. Betroffen sind jedenfalls die Vertragsbediensteten, deren 
Arbeitsverhältnisse auf privatrechtlichen Arbeitsverträgen beruhen. Beamte sind nach  
innerstaatlichem Recht nicht als Arbeitnehmer anzusehen, jedoch schlagen Holzer/ 
Reissner/Schwarz vor, diese materiell als solche anzusehen und daher dem europa-
rechtlichen Schutzstandard zu unterwerfen. Dies würde auch die richtlinienkonforme 

                       
264 Holzer/Reissner/Schwarz, Rechte des Arbeitnehmers 74 f. 
265 80/987/EWG vom 20. 10. 1980 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der Ar-

beitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers, geändert durch die Richtlinie des Rates und des Europäi-
schen Parlamentes 2002/74/EG vom 8. 10. 2002 ABl L 270/10. 
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Auslegung gebieten. Dies ist vor allem in Hinsicht auf den 6. Erwägungsgrund dieser 
Richtlinie geboten.266 

Festzuhalten ist, dass Arbeitgeber gem § 1 Abs 6 IESG gem der Bestimmung des § 12 
Abs 1 Z 4 IESG keinen Zuschlag zum Arbeitgeberanteil zur Arbeitslosenversicherung  
(= IESG-Beitrag) zu entrichten haben. Insofern wäre im weiteren eine Hineinnahme von 
Arbeitnehmern, die in einem Dienstverhältnis zum Bund, zu einem Bundesland, zu einer 
Gemeinde, zu einem Gemeindeverband finanziell problematisch. Eine Gleichheitswidrig-
keit würde dies allerdings nicht darstellen, da selbst nach § 12 Abs 1 Z 4 IESG für Lehr-
linge oder Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, kein Zuschlag zu entrich-
ten ist. Dasselbe gilt für geringfügig Beschäftigte, für die ebenfalls keinen Zuschlag zu 
leisten ist, deren Ansprüche aber dennoch nach dem IESG gesichert sind. 

7.4.3.7.2 Abgaben- und Sozialversicherungsverbindlichkeiten in der Insolvenz 

Beiträge zur Sozialversicherung und andere öffentliche Abgaben sind, wenn und soweit 
der die Abgabepflicht auslösende Sachverhalt während des Konkursverfahrens verwirk-
licht wurde, Masseforderungen (§ 46 Abs 1 Z 2 KO). Masseforderungen sind bevor-
rechtete Forderungen. Sie brauchen im Konkurs nicht angemeldet werden und neh-
men auch nicht am Prüfungsverfahren teil. Eine Bestreitung durch einen Konkursgläubi-
ger ist unbeachtlich und der Masseverwalter entscheidet selbst, ob er diese Forderungen 
zahlt oder nicht. 

In diesem Zusammenhang weiters zu beachten ist § 67 Abs 10 ASVG. Gem dieser Vor-
schrift haften die zur Vertretung juristische Personen berufenen Personen und die 
gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen im Rahmen ihrer Vertretungsmacht neben 
den durch sie vertretenen Beitragsschuldnern für die von diesen zu entrichtenden Bei-
trägen insoweit, als die Beiträge aus Verschulden des Vertreters nicht bei Fälligkeit 
entrichtet werden. 

7.4.4 Haftung der Aufsichtsbehörde bei Konkursverschleppung 

Wie bereits dargestellt, hat die Gemeindeaufsichtsbehörde im Rahmen ihrer Tätigkeit 
ebenfalls zu prüfen, ob ein Konkursantragsgrund verwirklicht wird, was sie etwa aus den 
Rechnungsabschlüssen ersehen könnte. War die Konkursantragspflicht evident und 
hat die Aufsichtsbehörde entsprechende Maßnahmen unterlassen, wie insb Auflösung 
des Gemeinderats und Einsetzung eines Regierungskommissärs, ist auch die Verant-
wortung der Aufsichtsbehörde zu prüfen. Insb dann, wenn die Aufsichtsbehörde 
schuldhaft oder grob fahrlässig die Konkursreife der Gemeinde nicht erkannt hat und 

                       
266 „Es sollte vorgesehen werden, dass Arbeitnehmer, die unter die Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 

1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit (5), die Richtlinie 
1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits-
verträge(6) und die Richtlinie 91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ergänzung der Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit befristetem Arbeitsverhältnis oder 
Leiharbeitsverhältnis (7) fallen, nicht vom Geltungsbereich der vorliegenden Richtlinie ausgeschlossen werden.“ In 
diesen RL werden auch Dienstnehmer Körperschaften öffentlichen Rechts und Beamte als Arbeitnehmer angese-
hen und es erfolgte eine entsprechenden Umsetzung dieser RL in Österreich. 
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aufgrund der verzögerten Konkursantrags den Gläubigern der Gemeinde ein Schaden 
entstanden ist, sind Amtshaftungsansprüche gegen den Rechtsträger der Gemeinde-
aufsicht denkmöglich und wahrscheinlich.267 Die Gemeindeaufsicht ist daher stets gut 
beraten, wenn sie ihre Aufsichtsrechte bei erkennbarer Verwirklichung von Insolvenzan-
tragsgründen ausschöpft, um nicht das Risiko einer Amtshaftungsklage eines Gläu-
bigers der Gemeinde in Kauf nehmen zu müssen. 

7.5 Beendigung eines Konkursverfahrens und Konsequenzen für 
die Gemeinde 

7.5  Konsequenzen der Beendigung eines Konkursverfahrens 

7.5.1 Allgemeines 

Das Konkursverfahren bedarf – anders als das Exekutionsverfahren, das im Falle der 
vollständigen Befriedigung der Gläubiger oder der Erschöpfung des jeweiligen Exekuti-
onsmittels einfach beendigt wird – einer Aufhebung durch gerichtlichen Beschluss. 
Die Aufhebung des Konkurses hat in folgenden Fällen zu erfolgen: 

► Wenn das Vermögen zur Deckung des Kosten des Konkursverfahrens nicht aus-
reicht. Dieser Fall ist vor allem bei einem Gemeindekonkurs interessant. Es wird hier 
zwar nicht von Anfang an genügend Masse fehlen, jedoch wird es möglich sein, dass 
bisheriges Massevermögen durch einen nachträglichen Bescheid der Verwaltungs-
behörde gem § 15 EO, noch vor der Verteilung dem Massevermögen in einem sol-
chen Umfang entzogen wird, dass ein die Verfahrenskosten deckendes Massever-
mögen nicht mehr vorhanden ist.268 

► Wenn die Masse vollständig verteilt ist, dh, wenn die Gläubiger zumindest quo-
tenmäßig befriedigt sind. 

► Wenn ein Zwangsausgleich rechtskräftig bestätigt worden ist und die Ansprüche 
von Aussonderungs-, Absonderungs- und Massegläubigern befriedigt oder sicherge-
stellt sind. 

► Wenn alle Masse- und Konkursgläubiger, die Forderungen angemeldet haben, einer 
Aufhebung zustimmten (Konkursverzicht). Die Gemeinde als Gemeinschuldner hat 
daraufhin den Aufhebungsantrag zu stellen. Einem solchen Konkursverzicht wird 
meistens ein außergerichtlicher Ausgleich zugrunde liegen. 

7.5.2 Zwangsausgleich 

Sowohl für die Interessen der Gläubiger, als auch für die der gemeinschuldnerischen 
Gemeinde bietet ein Zwangsausgleich regelmäßig die günstigere Beendigung des 
Konkursverfahrens. Der Gemeinschuldner zahlt die Zwangsausgleichsquote – die 
regelmäßig eine bessere ist als die Quote in der Erlösverteilung im Konkurs – und es 
kommt zu einer Restschuldbefreiung, dh er ist von den Konkursforderungen befreit. 
Nachdem die Gemeinde durch ein Konkursverfahren nicht aufgelöst wird, wird auch re-
                       
267 Fasching, Konkurs 73. 
268 Dieselbe Meinung auch bei Fasching, 78. 
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gelmäßig der Zwangsausgleich Ziel eines Insolvenzverfahrens zur Entschuldung der 
Gemeinde sein müssen. 

Die Überwachung durch Sachwalter der Gläubiger (§§ 157 a ff KO) bietet sich im 
Zwangsausgleich für die Überwachung der Ausgleichserfüllung an. In diesem Fall 
bedarf die Gemeinde – bis zur Erfüllung der Ausgleichsquote – zum Veräußern oder Be-
lasten von Liegenschaften, zum Bestellen von Absonderungsrechten, zum Eingehen von 
Bürgschaften, zu unentgeltlichen Verfügungen und zu Rechtshandlungen, die nicht zum 
gewöhnlichen Unternehmensbetrieb gehören, der Zustimmung dieses bestellten 
Sachwalters. Die Gemeinde muss in diesem Fall aber auch eine zum gewöhnlichen 
Gemeindebetrieb gehörende sonstige Rechtshandlung unterlassen, wenn der Sachwal-
ter dagegen Einspruch erhebt. Darüber hinaus könnte der Sachwalter verlangen, dass 
alle einlaufenden Gelder nur von ihm übernommen werden und vorkommende Zahlun-
gen und andere Verpflichtungen nur von ihm zu leisten sind. Angemerkt sei jedoch, dass 
sich die Befugnisse dieses bestellten Sachwalters nur auf das dem Insolvenzverfahren 
nach § 15 EO unterworfene Vermögen bezieht. 

Die Situation, dass sich die für die Erfüllung der Ausgleichsforderungen und -quoten 
vorgesehenen Mittel nunmehr nicht ohne Beeinträchtigung der von der Gemeinde zu 
wahrenden öffentlichen Interessen verwendet werden können, kann sich auch im 
Zwangsausgleichsverfahren ergeben.269 Sollte sich der Fall ergeben, dass ein Bescheid 
der Verwaltungsbehörde gem § 15 EO die vorgesehenen Mittel oder Vermögensgegens-
tände nach Bestätigung des Zwangsausgleichs der Masse, die für die Erfüllung der Quo-
ten vorgesehen war, entzieht, dann muss entweder der Sachwalter der Gläubiger oder 
der Ausgleichsverwalter (= Masseverwalter im Ausgleichsverfahren) prüfen, ob eine 
Erfüllung des Zwangsausgleichs noch möglich ist oder nicht. Sollte diese nicht mehr 
möglich sein, dann muss dies dem Gericht angezeigt werden, welches die Überwachung 
durch den Sachwalter gem § 157 g Abs 2 Z 3 KO einzustellen und von Amts wegen zu 
entscheiden hat, ob der Konkurs neuerlich zu eröffnen ist.270 

7.5.3 Die Wirkung der Aufhebung 

Wirksam wird die Konkursaufhebung mit Rechtskraft des Aufhebungsbeschlusses. Mit 
diesem Zeitpunkt erlangt die Gemeinde wieder die volle Verfügungsbefugnis über den 
bisher als Konkursmasse angesehenen Vermögensteil. Weiters sind alle Beschränkun-
gen und Sicherungsmaßnahmen aufzuheben bzw erlöschen. Die Gemeinde tritt auch 
ex lege wieder als Partei in laufende Prozesse, in denen der Masseverwalter in Anse-
hung vermögensrechtlicher Ansprüche der oder gegen die Konkursmasse Kläger oder 
Beklagter ist, ein. Auch ist die Gemeinde grundsätzlich an die Rechtshandlungen des 
Masseverwalters gebunden, zB bei Kündigungen von Bestand- und Arbeitsverhält- 
nissen.271 

                       
269 Fasching, Konkurs 80 f. 
270 Fasching, Konkurs 80. 
271 Dellinger/Oberhammer, Insolvenzrecht 137. 
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